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Entwurf eines Gesetzes zur Bereinigung 
von deutschen Schuldverschreibungen, die auf aus- 
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tages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 
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Der Standpunkt der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


*) Anlage zu § 1 des Gesetzes sowie Begründung werden als Sonderdruck — zu 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Bereinigung von deutschen Schuldverschreibungen, 
die auf ausländische Währung lauten 
(Bereinigungsgesetz für deutsche Auslandsbonds - AuslWBG -) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


ABSCHNITT I 

Allgemeine Grundzüge des Bereinigungs- 
verfahrens 


§ 1 


Auslandsbonds, Begebungsland 


(1) Auslandsbonds im Sinne dieses Gesetzes 
sind Wertpapiere der im anliegenden Ver- 
zeichnis (Verzeichnis der Auslandsbonds) 
aufgeführten Art. Als Begebungsland einer 
bestimmten Art von Auslandsbonds gilt der 
in dem Verzeichnis angegebene Staat. 


(2) Die Bundesregierung kann das Ver- 
zeichnis innerhalb zweier Jahre nach dem 
Inkrafttreten des Gesetzes mit Zustimmung 
des Bundesrates durch Rechtsverordnung er- 
gänzen. Sie darf dabei nur solche Schuldver- 
schreibungen in das Verzeichnis aufnehmen, 
die auf ausländische Währung lauten und bis 
zum 8. Mai 1945 einschließlich von Ausstel- 
lern ausgegeben worden sind, die ihren Sitz 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes haben. 


§ 2 

Bereinigung der Auslandsbonds 

Auslandsbonds bleiben nur gültig, wenn sie 
nach diesem Gesetz anerkannt werden. Für 
Auslandsbonds, die nicht anerkannt worden 
sind, gelten die §5 50, 52 bis 54. 


S 3 


Voraussetzungen der Anerkennung 

(1) Ein Auslandsbond wird vorbehaltlich 
des § 6 im Prüfungsverfahren anerkannt, 
wenn er nach §§ 7, 10 zur Prüfung ange- 
meldet und nach näherer Vorschrift der 
§§ 23, 40 vorgelegt wird und wenn 

1. der Auslandsbond ein Auslandsstück im 
Sinne des Absatzes 2 ist oder 

2. der Anmelder rechtmäßiger Erwerber im 
Sinne des § 38 Abs. 1, 2 ist (rechtmäßig 
erworbenes Stück) oder 

3. der Auslandsbond dem Anmelder wegen 
einer im Inland oder Ausland bis zum 
8. Mai 1945 einschließlich begangenen Ent- 
ziehung auf Grund einer nicht mehr an- 
fechtbaren Entscheidung einer für den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes zustän- 
digen Behörde oder anderen Stelle zurück- 
gewährt worden ist (Rückerstattungsstück). 


(2) Ein Auslandsbond ist ein Auslands- 
stück, wenn er sich am 1. Januar 1945 
außerhalb der Grenzen Deutschlands nachdem 
Stande vom 31. Dezember 1937 (Ausland) 
sowie außerhalb Danzigs, Memels, Öster- 
reichs und der damals von Deutschland in 
seine Verwaltung einbezogenen Teile Polens 
und der Tschechoslowakei befunden hat. Als 
Auslandsstück gilt ferner ein Auslandsbond 
der in Absatz 1 Nr. 3 bezeichneten Art, 
wenn die Entscheidung über die Rückgewähr 
wegen einer im Ausland begangenen Ent- 
ziehung ergangen ist und der Inhaber seinen 
Wohnsitz, gewöhnlichen Aufenthalt, Sitz 
oder seine Hauptniederlassung zur Zeit der 
Anmeldung im Ausland hat. 
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§ 4 

Feststellungsbescheide 

Für einen Auslandsbond, der vernichtet ist 
oder der aus einem anderen Grunde von 
keinem Anmeldeberechtigten zur Aner- 
kennung vorgelegt werden kann, wird vor- 
behaltlich des § 6 im Prüfungsverfahren ein 
Feststellungsbescheid erteilt, wenn der Aus- 
landsbond nach § 10 angemeldet und wenn 
festgestellt wird, daß der Anmelder als recht- 
mäßiger Erwerber im Sinne des § 38 Abs. 3 
gilt. Der Feststellungsbescheid gewährt die 
in § 53 bezcichneten Entschädigungsan- 

sprüche. 


S 5 

Nebenurkunden 

(1) Rechtsfolgen, die sich nach diesem Ge- 
setz oder den auf Grund dieses Gesetzes er- 
gehenden Vorschriften für einen Auslands- 
bond ergeben, erstrecken sich sowohl auf die 
Stammurkunde als auch auf die zu ihr aus- 
gestellten Nebenurkunden. Dies gilt auch 
dann, wenn die Nebenurkunden von der 
Stammurkunde getrennt worden sind und 
die Stammurkunde ohne die Nebenurkunden 
zum Prüfungsverfahren angcmeldet wird. 

(2) Wenn ein Auslandsbond zusammen 
mit den zu ihm ausgestellten Nebenurkun- 
den im Prüfungsverfahren vorgelegt wird, 
genügt es für die Anwendung von 5 3 Abs. 1 
Nr. 1, daß sich die Nebenurkunden am 

1. Januar 1945 im Ausland mit Ausnahme 
der in § 3 Abs. 2 Satz 1 namentlich bezeich- 
ncx.cn Gebiete befunden haben. 

(3) Die Bundesregierung kann für be- 
stimmte Arten von Auslandsbonds mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch Rechtsver- 
ordnung zulassen, daß Nebenurkunden selb- 
ständig zur Anerkennung angemeldet wer- 
den, wenn sie Ansprüche verbriefen, die 
unabhängig von der Stammurkunde geltend 
gemacht werden können. Nebenurkunden, 
die hiernach selbständig zur Anerkennung 
angemeldet werden, gelten als Auslandsbonds 
im Sinne dieses Gesetzes. 

(4) Die Bundesregierung kann mit Zustim- 
mung des Bundesrates in einer Rechtsver- 
ordnung nach Absatz 3 auch bestimmen, daß 
sich eine Entscheidung über die Aner- 
kennung der Stammurkunde nicht oder nur 
unter gewissen Voraussetzungen auf die 
Nebenurkunden erstreckt. In einer Entschei- 


dung, die auf Grund einer solchen Verord- 
nung ergeht, ist anzugeben, auf welche 
Nebenurkunden sie sich nicht erstreckt. 


5 6 

Tilgungsstücke 

(1) Auslandsbonds, die 

1. vom Aussteller zurückerworben oder für 
seine Rechnung erworben worden sind 
oder 

2. von anderen Personen oder für Rechnung 
anderer Personen, die als Schuldner für die 
Ansprüche aus den Bonds unmittelbar 
haften, zur Befreiung von ihrer Schuld er- 
worben sind oder 

3. vom Deutschen Reich, der Reichsbank, der 
Konversionskasse für deutsche Auslands- 
schulden, der Deutschen Golddiskontbank 
oder für Rechnung dieser Körperschaften 
erworben worden sind, 

gelten für die Zwecke dieses Gesetzes als zu 
Tilgungszwecken erworben und als kraftlos 
(Tilgungsstücke). Dieses Auslandsbonds wer- 
den weder anerkannt noch wird für sic ein 
Feststellungsbescheid ^erteilt; sie berechtigen 
nur zu Entschädigungsansprüchen nach § 54. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Auslandsbonds, 
die bis zum 8. Mai 1945 einschließlich mit 
Rechten Dritter belastet worden, als Sicher- 
heit für Dritte hinterlegt worden oder sonst 
wieder in den Verkehr gelangt sind. Absatz 1 
gilt ferner nicht für Auslandsbonds, die bis 
zum 8. Mai 1945 einschließlich im Inland 
oder Ausland entzogen worden sind. 

(3) Die in Absatz 1 genannten Personen 
sind verpflichtet, dabei mitzuwirken, daß 
Auslandsbonds, die nach den Absätzen 1, 2 
als kraftlos gelten, als getilgt berücksichtigt 
werden können. Erlangen sie die freie Ver- 
fügungsgewalt über die in Absatz 2 ge- 
nannten Auslandsbonds zurück, so sind sie 
verpflichtet, diese Bonds alsbald zur Tilgung 
zu verwenden. 


$ 7 


Anmeldung beim Auslandsbevollmächtigten 


(1) Auslandsbonds, deren Anerkennung 
nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 (Auslandsstücke) be- 
ansprucht wird, sind bei dem zuständigen 
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Auslandsbevollmächtigten für die Bereini- 
gung deutscher Auslandsbonds (§ 8) anzu- 
melden. 

(2) Für die Anmeldung und das Prüfungs- 
verfahren gelten die §§ 21 bis 36. 

S 8 

Auslandsbevollmächtigte 

(1) Die Bundesminister der Finanzen und 
des Auswärtigen bestellen im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Wirtschaft für 
jedes Begebungsland, nachdem es zugestimmt 
hat, einen Auslandsbevollmächtigten für die 
Bereinigung deutscher Auslandbonds (Aus- 
landsbevollmächtigter). Der Auslandsbevoll- 
mächtigte ist für alle Auslandsbonds des Be- 
gebungslandes zuständig, für das er bestellt 
ist. Die Bundesregierung kann die Zuständig- 
keit für bestimmte Arten von Auslandsbonds 
durch Rechtsverordnung abweichend regeln; 
die Rechtsverordnung bedarf nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen übt 
die Dienstaufsicht über die Auslandsbevoll- 
mächtigten im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister des Auswärtigen aus. Er kann die 
unmittelbare Dienstaufsicht im Einverneh- 
men mit dem Bundesrrfinister des Auswär- 
tigen einer anderen Stelle übertragen. In 
ihren sachlichen Entscheidungen über die An- 
erkennung eines Auslandsbonds sind die Aus- 
landsbevollmächtigten an Weisungen im 
Dienstaufsichtswege nicht gebunden. 

(3) Die Bundesminister der Finanzen und 
des Auswärtigen können im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Wirtschaft die 
Bestellung eines Auslandsbevollmächtigten 
aus wichtigen Gründen widerrufen. Sie dür- 
fen den Widerruf nur im Benehmen mit 
dem Begebungsland aussprechen; wenn Ge- 
fahr im Verzüge ist, können sie dem Aus- 
landsbevollmächtigten die Amtsausübung 
vorläufig untersagen. Die Bestellung eines 
Auslandsbevollmächtigten ist zu widerrufen, 
wenn das Begebungsland darum nachsucht. 

(4) Die Auslandsbevollmächtigten können 
sich bei ihrer Tätigkeit des Beistandes 
deutscher und ausländischer Sachverständiger, 
Banken und anderer geeigneter Stellen be- 
dienen. 

(5) Die Bestellung der Auslandsbevoll- 
mächtigten und die Beendigung ihres Amtes 
sind im Bundesanzeiger bekanntzugeben. 


(6) Die Bundesregierung kann durch 
Rechtsverordnung ergänzende Vorschriften 
über die Bestellung und Abberufung der 
Auslandsbevollmächtigten sowie ihre dienst- 
lichen Rechte und Pflichten erlassen; die 
Rechtsverordnung bedarf nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates. 

(7) Für einen Auslandsbevollmächtigten 
können ständige Vertreter bestellt werden. 
Ihr Geschäftskreis wird von dem Auslands- 
bevollmächtigten bestimmt. Im übrigen 
gelten für die ständigen Vertreter die für 
die Auslandsbevollmächtigten geltenden Vor- 
schriften' sinngemäß. 

S 9 

Auslandsspruchstellen 

(1) Die Bundesregierung kann durch 
Rechtsverordnung bestimmen, daß statt des 
Auslandsbevollmächtigten eine Auslands- 
spruchstelle für die Bereinigung deutscher 
Auslandsbonds (Auslandsspruchstelle) ent- 
scheidet, die nach Absatz 2 zu bilden ist; die 
Rechtsverordnung bedarf nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates. 

(2) Die Auslandsspruchstellen bestehen 
aus dem Auslandsbevollmächtigten, einem 
weiteren Auslandsbevollmächtigten und 
einem Vorsitzer. Der weitere Auslandsbe- 
vollmächtigte und der Vorsitzer werden 
nach § 8 Abs. 1 bestellt; sie dürfen nur mit 
Zustimmung des Begebungslandes abberufen 
werden. Im übrigen gilt § 8 Abs. 3 Satz 3, 
Abs. 4, 5, 7 sinngemäß. 

(3) Für das Verfahren vor der Auslands- 
spruchstelle gelten die Vorschriften über das 
Verfahren vor dem Auslandsbevollmächtig- 
ten sinngemäß. Die Auslandsspruchstelle ent- 
scheidet bei Übereinstimmung der beiden 
Auslandsbevollmächtigten ohne den Vor- 
sitzer. Einigen sich die Auslandsbevollmäch- 
tigten nidit, so haben sie die Sache dem Vor- 
sitzer zur Entscheidung vorzulegen. Sie sollen 
sich dabei gutachtlich äußern. Die einstim- 
mige Entscheidung der Auslandsbevollmäch- 
tigten oder die Entscheidung des Vorsitzers 
hat dieselbe Wirkung und unterliegt den- 
selben Rechtsbehelfen wie die Entscheidung 
eines Auslandsbevollmächtigten. 

(4) Die Bundesregierung kann durch 
Rechtsverordnung ergänzende Vorschriften 
über die Einrichtung und das Verfahren der 
Auslandsspruchstellen sowie über die Bestel- 
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lung, die Abberufung und die dienstlichen 
Rechte und Pflichten ihrer Mitglieder er- 
lassen; die Rechtsverordnung bedarf nicht 
der Zustimmung des Bundesrates. 

(5) Die Bundesregierung kann durch 
Rechtsverordnung die Aufgaben der Aus- 
landsspruchstelle auch einer anderen Stelle 
übertragen, die durch ein Abkommen mit 
dem Begebungsland errichtet ist und deren 
Zusammensetzung der der Auslandsspruch- 
stellen entspricht; die Rechtsverordnung be- 
darf nicht der Zustimmung des Bundesrates. 

§ 10 

Anmeldung bei der Prüfstelle 

(1) Auslandsbonds, deren Anerkennung 
nach 5 3 Abs. 1 Nr. 2 (rechtmäßig erworbene 
Stücke) oder nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 (Rück- 
erstattungsstücke) beansprucht wird, sind bei 
der zuständigen Prüfstelle (§ 11) anzumelden. 
Dasselbe gilt, wenn nach § 4 ein Feststel- 
lungsbescheid beansprucht wird. 

(2) Für die Anmeldung und das Prüfungs- 
verfahren gelten die §§ 37 bis 48. 

5 ii 

Prüfstellen 

(1) Die Aussteller von Auslandsbonds 
haben der Bankaufsichtsbehörde innerhalb 
dreier Monate nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes, in den Fällen des 5 1 Abs. 2 inner- 
halb eines Monats nach Inkrafttreten der das 
Verzeichnis ergänzenden Verordnung ein 
Kreditinstitut des Landes, in dem sic ihren 
Sitz haben, als Prüfstelle zu benennen. Ist ein 
Kreditinstitut Aussteller, so kann cs sich 
selbst als Prüfstelle benennen. 

(2) Die Prüfstelle bedarf der Bestätigung 
durch die Bankaufsichtsbehörde. 

(3) Die Bankaufsichtsbehörde hat die Prüf- 
stelle alsbald nach der Bestätigung im Bun- 
desanzciger bekanntzumachen. 

(4) Im übrigen gelten die §§ 7, 51, 52 des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes sinngemäß. 

§ 12 

Amtliche Liste der anerkannten 
Auslandsbonds 

(1) Auslandsbonds, die nach diesem Gesetz 
anerkannt worden sind, werden unter genauer 
Bezeichnung ihrer Merkmale, insbesondere der 
Stücknummer, in eine amtliche Liste auf ge- 
nommen. Dasselbe gilt für Nebenurkunden, 


die selbständig anerkannt worden sind (§ 5 
Abs. 3). Wenn sich die Anerkennung der 
Stammurkunde nicht auf Nebenurkunden er- 
streckt (§ 5 Abs. 4), ist auch das anzugeben. 

(2) Die amtliche Liste wird vom Amt für 
Wertpapierbereinigung geführt und in ange- 
messenen Folgen im Bundesanzeiger veröf- 
fentlicht. 

(3) Unberührt durch dieses Gesetz bleibt 
die Befugnis der zuständigen in- und aus- 
ländischen Stellen, für ihren Geschäftsbereich 
anzuordnen, daß anerkannte Auslandsbonds 
oder selbständig anerkannte Nebenurkunden 
durch Anlagen, Stempel oder in anderer 
Weise kenntlich zu machen sind oder daß zum 
Geschäftsverkehr oder Börsenhandel nur sol- 
che Urkunden zugelassen werden, die in die 
amtliche Liste aufgenommen sind oder deren 
Anerkennnung sonst kenntlich gemacht wor- 
den ist. 

§ 13 

S am m e 1 an e rk e nn u ng 

Der Bundesminister der Finanzen kann im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Justiz nach näherer Vorschrift der §§ 55 bis 
58 alle oder bestimmte Auslandsbonds einer 
Art anerkennen (Sammelanerkennung). Die 
Sammelanerkennung hat dieselbe Wirkung wie 
die Anerkennung durch die sonst nach diesem 
Gesetz zuständigen Stellen. 

§ 14 

Leistungsverbot 

Aussteller, Treuhänder und Zahlungsagen- 
ten dürfen auf Grund nicht anerkannter Aus- 
landsbonds nur die Leistungen gewähren, zu 
denen sie nach diesem Gesetz verpflichtet 
sind. 

§ 15 

Ersatzurkunden 

(1) Bestimmungen, nach denen ein Aus- 
landsbond für kraftlos erklärt oder die Aus- 
stellung einer Ersatzurkunde verlangt wer- 
den kann, bleiben unberührt. 

(2) Die Ersatzurkunden sind Auslands- 
bonds im Sinne dieses Gesetzes. Für das Prü- 
fungsverfahren gelten der ursprüngliche Aus- 
landsbond und die für ihn ausgestellte 
Ersatzurkunde als dieselbe Urkunde. Eine 
Ersatzurkunde, die nach dem 1. Januar 1945 
ausgegeben worden ist, gilt als Auslands- 
stück (§ 3 Abs. 1 Nr. 1), wenn sich der ur- 
sprüngliche Auslandsbond am 1. Januar 1945 
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oder, wenn das für die Ausstellung der 
Ersatzurkunde maßgebende Ereignis schon 
vorher eingetreten ist, zu diesem Zeitpunkt 
im Ausland mit Ausnahme der in § 3 Abs. 2 
Satz 1 namentlich bezeichneten Gebiete befun- 
den hatte; § 3 Abs. 2 Satz 2 gilt sinngemäß. 

(3) Ersatzurkunden für Auslandsbonds, die 
bereits nach diesem Gesetz anerkannt worden 
waren, bedürfen keiner erneuten Anerken- 
nung. Sie werden auf Antrag des Inhabers 
vom Amt für Wertpapierbereinigung in die 
amtliche Liste (§ 12) aufgenommen; bei der 
Aufnahme in die Liste ist auf die schon er- 
folgte Anerkennung zu verweisen. 

§ 16 

Entzogene Auslandsbonds 

(1) Wer Ansprüche auf Rückgewähr wegen 
eines im Inland oder Ausland bis zum 8. Mai 
1945 einschließlich entzogenen Auslandsbonds 
bei einer für den Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes zuständigen Behörde oder anderen 
Stelle geltend gemacht hat, ist zur Anmeldung 
des Bonds im Prüfungsverfahren berechtigt, 
auch wenn über diese Ansprüche noch nicht 
enschieden ist. Die Anmeldung ist als Anmel- 
dung eines entzogenen Auslandsbonds zu 
kennzeichnen. Das Prüfungsverfahren wird 
ausgesetzt, bis über die wegen der Entziehung 
geltend gemachten Ansprüche rechtskräftig 
entschieden ist. Wenn wegen des entzogenen 
Auslandsbonds weitere Anmeldungen vor- 
liegen, ist auch insoweit das Verfahren bis 
zur Entscheidung über die wegen der Entzie- 
hung geltend gemachten Ansprüche auszu- 
setzen. 

(2) Absatz 1 gilt sinngemäß für die Befug- 
nis, einen Feststellungsbescheid zu beansoru- 
chen, wenn ein Auslandsbond nach der Ent- 
ziehung in Verlust geraten ist. 

(3) Endgültige Entscheidungen der für den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes zuständigen 
Behörden oder anderen Stellen, durch welche 
die Rückgewähr eines entzogenen Auslands- 
bonds oder die Übertragung der in Absatz 2 
genannten Befugnis angeordnet wird, sind für 
das Prüfungsverfahren bindend. 

§ 17 

Amts- und Rechtshilfe 

(1) Die nach diesem Gesetz zuständigen 
Behörden und anderen Stellen haben sich 
Amtshilfe zu leisten. Gebühren und Auslagen 
für die Gewährung von Amtshilfe werden 
nicht erstattet. 


(2) Die Auslandsbevollmächtigten können 
die Gerichte um die Vernehmung von Zeugen 
und Sachverständigen sowie die Erhebung 
sonstiger Beweise ersuchen. Die §§ 157, 158, 
159 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 §§ 160, 164, 165 
des Gerichtsverfassungsgesetzes gelten sinn- 
gemäß; das Ersuchen kann auch an die 
Kammer für Wertpapierbereinigung gerich- 
tet werden, in deren Bezirk der Aussteller 
seinen Sitz hat oder die Amtshandlung 
vorgenommen werden soll. Für die Be- 
weisaufnahme gelten die Vorschriften des 
Gesetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit sinngemäß; das 
ersuchte Gericht entscheidet über die Fragen, 
deren Entscheidung sonst dem ersuchenden 
Gericht Vorbehalten ist. 

(3) In einem Verfahren nach diesem Ge- 
setz können die Gerichte Ersuchen um 
Rechtshilfe auch an die Kammer für Wert- 
papierbereinigung richten, in deren Bezirk 
der Aussteller seinen Sitz hat oder die Amts- 
handlung vorgenommen werden soll. 

S 18 

Entgegennahme von Anmeldungen 
und Erklärungen 

(1) Wenn sich ein Anmelder außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes aufhält, 
kann er die Anmeldung oder ~ uere Erklä- 
rungen, die bei einem AiMdndsbevollmächtig- 
ten oder einer Prü r ^elle einzureichen sind, 
bei dem AusLudsbevollmächtigten einreichen, 
der für Gebiet bestellt ist, in dem sich der 
Anmelder aufhält. Ist für dieses Gebiet kein 
Auslandsbevollmächtigter bestellt, so kann der 
Anmelder die Erklärung bei einer für das 
Gebiet zuständigen konsularischen Behörde 
der Bundesrepublik Deutschland einreichen. 
Ist auch eine solche Behörde nicht vorhanden, 
so kann er die Erklärung nach seiner Wahl 
bei iedem Auslandsbevollmächtigten oder 
jeder konsularischen Behörde der Bundesrepu- 
blik. Deutschland oder bei der Prüfstelle ein- 
reichen. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Stellen haben 
die bei ihnen eingegangenen Erklärungen un- 
verzüglich nach den Weisungen des Anmelders 
weiterzuleiten. Fehlt eine solche Weisung, so 
ist eine bei einer konsularischen Behörde einge- 
gangene Erklärung an den zuständigen Aus- 
landsbevollmächtigten oder die zuständige 
Prüfstelle weiterzuleiten; eine bei einem un- 
zuständigen Auslandsbevollmächtigten ein- 
gegangene Erklärung ist nach § 25 eine bei 
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der Prüfstelle eingegangene Erklärung nach 
§ 42 zu behandeln. 

(3) Fristen, die der Anmelder bei der Ab- 
gabe einer Erklärung gegenüber einem Aus- 
landsbcvollmächtigten oder einer Prüfstelle 
zu beobachten hat, sind gewahrt, wenn sie 
gegenüber einer nach Absatz 1 zuständigen 
Stelle eingehalten worden sind. Ist eine An- 
meldung innerhalb der Anmeldefristen (5 22 
Abs. 1, 2, § 39 Abs. 2) an eine nach Absatz 1 
Satz 3 zuständige Stelle abgesandt worden, 
so sind diese Fristen auch dann gewahrt, 
wenn die Anmeldung innerhalb dreier Mo- 
nate nach ihrem Ablauf bei dieser Stelle ein- 
gegangen ist. 

(4) Absatz 3 gilt nicht für die Einlegung 
von Rechtsmitteln oder anderen Rechtsbehel- 
fen und für erneute Anmeldungen nach § 21 
Abs. 3, 4, § 37 Abs. 3. 

§ 19 
Stichtag 

(1) Als Stichtag im Sinne dieses Gesetzes 
gilt für die im Verzeichnis der Auslandsbonds 
aufgeführten Arten von Auslandsbonds der 
erste Tag nach dem Ablauf von sechs Mona- 
ten seit Inkrafttreten des Gesetzes. 

(2) Die Bundesregierung kann mit Zustim- 
mung des Bundes rates durch Rechts Verord- 
nung für Auslands!? ^nds einer bestimmten 
Art 

1. einen früheren Stichtag festsetzen, wenn 
die sachgemäße Prüfung von Anmeldun- 
gen durch den Auslandsbevollmächtigten 
und die Prüfstelle bereits in diesem Zeit- 
punkt sichergestellt ist, oder 

2. einen bis zu sechs Monaten späteren Stich- 
tag festsetzen, wenn der Auslandsbevoll- 
mächtigte oder die Prüfstelle vorher zu 
einer sachgemäßen Prüfung von Anmel- 
dungen nicht in der Lage ist. 

(3) Bei einer Ergänzung des Verzeichnisses 
der Auslandsbonds ist für die neu autgenom- 
menen Auslandsbonds ein Stichtag unter sinn- 
gemäßer Anwendung des Absatzes 2 zu be- 
stimmen. 

(4) Vor dem Stichtag soll ein Auslandsbond 
nicht zur Durchführung des Prüfungsverfah- 
rens angemeldet werden. Vorzeitige Anmel- 
dungen können dem Anmelder unerledigt 
zurückgegeben werden. Sie gelten in diesem 
Fall als nicht vorgenommen. Der Anmelder 
soll bei der Rückgabe der Anmeldung hierauf 
hingewiesen werden. 


§ 20 

Unterrichtung der Öffentlichkeit 

Die Bundesregierung wird die öfffentlich- 
keit, insbesondere in Deutschland und den 
Begebungsländern, in geeigneter Weise auf 
dieses Gesetz und die sich aus ihm für die 
Inhaber von Auslandsbonds ergebenen Rechte 
und Pflichten sowie die Folgen einer Nicht- 
beachtung der Vorschriften des Gesetzes hin- 
weisen. 


ABSCHNITT II 
Anmeldung 

bei dem Auslandsbevollmächtigten 


§ 21 

Anmeldung, Anmeldefristen 

(1) Ein Auslandsbond, dessen Anerkennung 
mit der Begründung beansprucht wird, daß 
er ein Auslandsstück (§ 3 Abs. 1 Nr. 1) sei, 
ist zur Durchführung des Prüfungsverfahrens 
innerhalb eines Jahres nach dem Stichtag 
(§ 19) bei dem zuständigen Auslandsbevoll- 
mächtigten (§ 8 Abs. 1) schriftlich anzumel- 
den. Die Anmeldung kann innerhalb weite- 
rer zweier Jahre nach Ablauf der in Satz 1 
bezeichneten Frist vorgenommen werden, 
wenn der Anmelder glaubhaft macht, daß 
eine frühere Anmeldung unverschuldet oder 
ohne grobe Fahrläßigkeit unterblieben ist. 

(2) Die Bundesregierung kann für be- 
stimmte Arten von Auslandsbonds mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch Rechtsver- 
ordnung die in Absatz 1 Satz 1 bezeichnete 
Frist bis zur Dauer von drei Jahren, die in 
Absatz 1 Satz 2 bezeichnete Frist bis zur 
Dauer von vier Jahren, beide Fristen zusam- 
men aber nicht auf mehr als eine Gesamt- 
dauer von fünf Jahren verlängern. 

(3) Ist die Anerkennung eines Auslands- 
bonds, der bei einer Prüfstelle angemeldet 
worden war, durch rechtskräftige Entsdiei- 
dung abgelehnt worden, so kann dieser Bond 
bei dem zuständigen Auslandsbevollmächtig- 
ten erneut angemeldet werden, wenn die An- 
erkennung nunmehr nach Absatz 1 Satz 1 
beansprucht wird. Diese Anmeldung ist nur 
innerhalb dreier Monate nach dem Zeitpunkt 
zulässig, in dem die Ablehnung rechtskräftig 
geworden ist. Der Ablauf der in den Absätzen 
1 und 2 bezeichneten Fristen schließt die er- 
neute Anmeldung nur aus, wenn die Anerken- 
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nung in dem früheren Verfahren bereits 
wegen verspäteter Anmeldung abgelehnt wor- 
den war. 

(4) Absatz 3 gilt sinngemäß, wenn ein Aus- 
landsbevollmächtigter die Anerkennung mit 
der Begründung abgelehnt hat, daß ein ande- 
rer Auslandsbevollmächtigter zuständig sei. 
Der Auslandsbevollmächtigte, bei dem die er- 
neute Anmeldung vorgenommen wird, hat 
den Auslandsbevollmächtigten, der die Aner- 
kennung abgelehnt hatte, von der erneuten 
Anmeldung unverzüglich zu benachrichtigen. 

§ 22 

Inhalt der Anmeldung 

(1) In der Anmeldung sind der Name und 
Vorname (die Firma) sowie die Anschrift des 
Anmelders anzugeben. 

(2) der angemeldetc Auslandsbond ist nach 
seinen Merkmalen, insbesondere der Stück- 
nummer, genau zu bezeichnen. Die Tat- 
sachen, die für die Anmeldung erheblich sind, 
sind unter Angabe oder Beifügung der Be- 
weismittel darzulegen. 

(3) Eine Anmeldung, die einzelnen Erfor- 
dernissen der Absätze 1, 2 nicht oder nicht 
vcUständig entspricht, ist gleichwohl wirksam, 
wenn sie den Anmelder und den angcmeldeten 
Auslandsbond hinreichend erkennen läßt. Die 
Pflicht des Anmelders, die Anmeldung zu er- 
gänzen oder zu berichtigen, bleibt unberührt. 

(4) Der Auslandsbevollmäditigte zeigt die 
Anmeldung des Auslandsbonds unter Angabe 
seiner Merkmale, insbesondere der Stücknum- 
mer, unverzüglich der Prüfstelle, dem Aus- 
steller sowie den Treuhändern und Zahlungs- 
agenten an. Der Anmelder soll seiner An- 
meldung die erforderlichen Abschriften bei- 
fügen. 

§ 23 

Vorlage des angemeldetcn Auslandsbonds 

(1) Der Auslandsbond ist mit der Anmel- 
dung dem Auslandsbevollmächtigten vorzu- 
legen, der ihn in Verwahrung nimmt. 

(2) Der Auslandsbond kann auch bei einem 
Kreditinstitut oder bei einer anderen geeig- 
neten Stelle hinterlegt werden, wenn sicher- 
gestellt ist, daß der Bond nur mit Einwilli- 
gung des Auslandsbevollmächtigten frei- 
gegeben und auf sein Verlangen jederzeit ihm 
oder nach seiner Bestimmung einem anderen 
Auslandsbevollmächtigten oder einer Prüf- 
stelle herausgegeben wird. Der Anmelder hat 


mit der Anmeldung eine Bescheinigung über 
die Hinterlegung und Sicherstellung beizu- 
bringen, in welcher der Auslandsbond nach 
seinen Merkmalen, insbesondere der Stück- 
nummer, genau bezeichnet ist. 

(3) Wird der Auslandsbond oder die in 
Absatz 2 vorgesehene Bescheinigung nicht 
gleichzeitig mit der Anmeldung vorgelegt, so 
hat der Auslandsbevollmächtigte dem An- 
melder eine angemessene Frist für die Vor- 
lage zu setzen. Nach Ablauf der Frist ist die 
Anerkennung abzulehnen, wenn die Vorlage 
nicht bis zu der Entscheidung nachgeholt 
worden ist. 

(4) Der Auslandsbevollmächtigte kann im 
Einzelfall ein von den Absätzen 1 bis 3 ab- 
weichendes Verfahren genehmigen, falls davon 
eine Gefährdung der Bereinigung nicht zu be- 
sorgen ist. Er kann die Genehmigung von 
Bedingungen oder Auflagen abhängig machen. 

(5) Die Bundesregierung kann für be- 
stimmte Arten von Auslandsbonds mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch Rechtsver- 
ordung nähere Vorschriften zur Durchfüh- 
rung der Absätze 1 bis 4 treffen und dabei 
insbesondere anordnen, daß eine Hinter- 
legung nach Absatz 2 nur bei bestimmten 
Banken oder bestimmten anderen Stellen zu- 
lässig ist. 

§ 24 

Beweisführung 

(1) Der Anmelder hat zu beweisen, daß die 
Voraussetzungen für die Anerkennung des 
angemeldeten Auslandsbonds durch den Aus- 
landsbevollmächtigten gegeben sind. Er kann 
sich hierzu jedes Beweismittels, insbesondere 
öffentlicher Urkunden, Bescheinigungen einer 
Bank oder eines Maklers sowie eidesstattlicher 
Versicherungen oder anderer Beteuerungsfor- 
men bedienen. 

(2) Dem Aussteller sowie den Treuhändern 
und Zahlungsagenten ist Gelegenheit zu 
geben, sich zu der Anmeldung zu äußern und 
Beweismittel beizubringen. 

(3) Der Auslandsbevollmächtigte kann un- 
beschadet der Beweispflicht des Anmelders die 
Ermittlungen anstellen, die er zur Aufklärung 
des Sachverhalts für erforderlich hält. Er kann 
zu diesem Zweck dem Anmelder die Vorlage 
bestimmter Urkunden oder die Beibringung 
anderer geeigneter Beweismittel auferlegen. 
Besteht Grund zu der Annahme, daß ein Aus- 
landsbonds nach § 6 nicht anerkannt werden 
kann, so soll der Auslandsbevollmächtigte den 
Anmelder über die Tatsachen und Beweis- 
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mittel, auf welche sich diese Annahme stützt, 
unterrichten und ihm Gelegenheit geben, diese 
Annahme zu entkräften. 

(4) Die Bundesregierung kann für be- 
stimmte Arten von Auslandsbonds mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch Rechtsver- 
ordnung bestimmen, daß Tatsachen, die für 
die Anerkennung wesentlich sind, durch Ur- 
kunden oder Belege bestimmter Art bewiesen 
werden oder nur durch Urkunden oder Belege 
bestimmter Art bewiesen werden können. 

§ 25 

Unzuständigkeit des Auslands- 
bevollmächtigten 

(1) Ist der Auslandsbevollmächtigte für 
eine bei ihm vorgenommene Anmeldung nicht 
zuständig, so gibt er die Anmeldung an den 
zuständigen Auslandsbevollmächtigten oder 
die zuständige Prüfstelle ab. Dem Anmelder 
ist vorher Gelegenheit zu geben, sich zu der 
beabsichtigten Maßnahme zu äußern. Die Ab- 
gabe ist unzulässig, wenn der Anmelder ihr 
innerhalb einer ihm von dem Auslandsbevoll- 
mächtigten gesetzten angemessenen Frist 
widerspricht; in diesem Fall lehnt der Aus- 
landsbevollmächtigte die Anerkennung ab und 
weist den Anmelder auf die Möglichkeit einer 
erneuten Anmeldung bei dem zuständigen 
Auslandsbevollmächtigten (§ 21 Abs. 4) oder 
bei der Prüfstelle (§ 37 Abs. 3) hin. 

(2) Die Entscheidung des Auslandsbevoll- 
mächtigten über die Abgabe ist unanfechtbar. 
Die Anmeldefrist gilt als gewahrt, wenn sie 
unter Berücksichtigung des § 18 gegenüber 
dem Auslandsbevollmächtigten gewahrt war, 
der sich für unzuständig erklärt hat. 

§ 26 

Zurücknahme der Anmeldung 

(1) Der Anmelder kann die Anmeldung nur 
zurücknehmen, solange der Auslandsbevoll- 
mächtigte noch nicht über sie entschieden hat. 

(2) Der Auslandsbevollmächtigte benach- 
richtigt die Prüfstelle, den Aussteller sowie 
die Treuhänder und Zahlungsagenten von der 
Zurücknahme der Anmeldung und gibt den 
Auslandsbond zurück oder veranlaßt seine 
Freigabe. 

§ 27 

Anerkennung des Auslandsbonds 

(1) Der Auslandsbevollmächtigte erkennt 
den angemeldeten Auslandsbond an, wenn er 
die Anmeldung nach den sich aus § 3 Abs. 1 


Nr. 1 ergebenden Voraussetzungen in freier 
Würdigung aller erheblichen Umstände für 
begründet hält. 

(2) Über die Anerkennung erteilt der Aus- 
landsbevollmächtigte dem Anmelder einen An- 
erkennungsbescheid, in dem der Auslands- 
bond nach seinen Merkmalen, insbesondere 
der Stücknummer, genau zu bezeichnen ist. 
Der Auslandsbevollmächtigte benachrichtigt 
die Prüfstelle, den Aussteller sowie die Treu- 
händer und Zahlungsagenten von der Aner- 
kennung, veranlaßt die Aufnahme des Aus- 
landsbonds in die amtliche Liste (§ 12) und 
gibt den Bond zurück oder veranlaßt seine 
Freigabe. . 

§ 28 

Ablehnung der Anerkennung 

(1) Der Auslandsbevollmächtigte lehnt vor- 
behaltlich des § 25 die Anerkennung des an- 
gemeldeten Auslandsbonds ab, wenn er die 
Voraussetzungen für eine Anerkennung durch 
ihn in freier Würdigung aller erheblichen Um- 
stände nicht für gegeben hält. 

(2) Der Auslandsbevollmächtigte hat die ab- 
lehnende Entscheidung schriftlich zu be- 
gründen. 

(3) Die Entscheidung des Auslandsbevoll- 
mächtigten ist dem Anmelder mit ihrer Be- 
gründung durch eingeschriebenen Brief gegen 
Rückschein oder in einer anderen Form, die 
den Zeitpunkt des Eingangs beim Anmelder 
beweist, mitzuteilen; der Anmelder soll über 
die ihm zustehenden Rechtsbehelfe belehrt 
werden. Die Prüfstelle, der Aussteller sowie 
die Treuhänder und Zahlungsagenten sind 
von der Ablehnung zu benachrichtigen. 

§ 29 

Rechtsbehelfe 

(1) Die Entscheidung, durch die der Aus- 
landsbevollmächtigte einen angemeldeten 
Auslandsbond anerkennt, ist unanfechtbar. 

(2) Gegen eine die Anerkennung ablehnende 
Entscheidung stehen dem Anmelder Rechts- 
behelfe nur nach den Vorschriften dieses Ge- 
setzes (§§ 30, 31, 33 bis 35) zu; unter meh- 
reren zulässigen Rechtsbehelfen hat der An- 
melder die Wahl. Die ablehnende Entschei- 
dung wird verbindlich, sobald sie unanfecht- 
bar geworden ist. § 21 Abs. 4 und § 37 Abs. 3 
bleiben unberührt. 
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§ 30 

Antrag auf Überprüfung der Ablehnung 

Der Anmelder kann die Überprüfung der 
Ablehnung durch den Auslandsbevollmächtig- 
tcn beantragen, es sei denn, daß die Anerken- 
nung wegen Versäumung der Fristen des § 21 
abgelehnt worden ist. Der Antrag auf Über- 
prüfung ist innerhalb zweier Monate nach 
Eingang des ablehnenden Bescheides, späte- 
stens aber vier Monate nach seiner Absen- 
dung bei dem Auslandsbevollmächtigtcn zu 
stellen. Der Auslandsbcvollmächtigte darf 
dem Antrag nur auf Grund neuer Tatsachen 
oder Beweismittel stattgeben. Im übrigen gel- 
ten für den Antrag auf Überprüfung der Ab- 
lehnung die Vorschriften über die Anmeldung 
und das Prüfungsverfahren sinngemäß. Gegen 
eine Entscheidung, mit welcher der Auslands- 
bevollmächtigte die Ablehnung der Anerken- 
nung aufrechterhält, stehen dem Anmelder 
dieselben Rechtsbehelfe wie gegen die ur- 
sprüngliche Ablehnung zu; der Antrag auf 
Überprüfung kann jedoch nicht wiederholt 
werden. 


§ 31 


Antrag auf gerichtliche Entscheidung 


(1) Der Anmelder kann eine ablehnende 
Entscheidung des Auslandsbevollmächtigten 
bei der Kammer für Wertpapierbereinigung, 
in deren Bezirk der Aussteller seinen Sitz hat, 
mit dem Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
anfechten. 

(2) Der Antrag auf gerichtliche Entschei- 
dung ist innerhalb dreier Monate nach Ein- 
gang des ablehnenden Bescheides, spätestens 
aber sechs Monate nach seiner Absendung bei 
der Kammer für Wertpapierbereinigung 
schriftlich zu stellen. Für seinen Inhalt gilt 
§ 22 sinngemäß. Die Kammer für Wertpapier- 
bercinigung übersendet dem Auslandsbcvoll- 
mächtigten, der Prüfstelle, dem Aussteller so- 
wie den Treuhändern und Zahlungsagenten 
eine Abschrift des Antrages. Der Anmelder 
soll seinem Antrag die erforderlichen Ab- 
schriften beifügen. 

(3) Dem Antrag darf nur stattgegeben wer- 
den, nachdem dem Aussteller sowie den Treu- 
händern und Zahlungsagenten Gelegenheit ge- 
geben worden ist, sich zu äußern und Beweis- 
mittel beizubringen. Im übrigen gelten für 
das Verfahren die Vorschriften über das Ver- 


fahren vor dem Auslandsbcvollmächtigten 
sinngemäß. 

(4) Hält die Kammer für Wertpapierberei- 
nigung den Antrag des Anmelders für be- 
gründet, so stellt sie in ihrer Entscheidung fest, 
daß die in diesem Gesetz geforderten Vor- 
aussetzungen für die Anerkennung vorlicgen. 
Die Kammer für Wertpapierbercinigung kann 
diese Feststellung auch treffen, wenn der Aus- 
landsbond bei einem unzuständigen Aus- 
landsbcvollmächtigten angemeldct worden 
war oder wenn zwar nicht die in § 3 Abs. 1 
Nr. 1, wohl aber die in § 3 Abs. 1 Nr. 2, 3 
genannten Voraussetzungen für eine Anerken- 
nung des angemeldetcn Auslandsbonds vorlie- 
gen. In allen anderen Fällen weist die Kam- 
mer für Wertpapierbereinigung den Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung zurück. Wird 
der Antrag zurückgenommen, so ist das Ver- 
fahren einzustellen; der Antrag auf gericht- 
liche Entscheidung gilt in diesem Fall als 
nicht gestellt. 

(5) Die Entscheidung der Kammer für 
Wertpapierbereinigung ist schriftlich zu be- 
gründen und dem Anmelder sowie dem Aus- 
steller zuzustcllen. Der Auslandsbcvollmäch- 
tigte, die Prüfstelle sowie die Treuhänder und 
Zahlungsagenten sind von der Entscheidung 
zu benachrichtigen. Dem Auslandsbevollmäch- 
tigten ist ferner die Rechtskraft der Entschei- 
dung mitzuteilen. 

(6) Gegen die Entscheidung der Kammer 
für Wertpapierbereinigung steht dem Anmel- 
der und dem Aussteller die sofortige Be- 
schwerde an das nach § 34 des Wertpapierbe- 
reinigungsgesetzes zuständige Oberlandcsge- 
richt zu. Die sofortige Beschwerde ist bei der 
Kammer für Wertpapierbereinigung innerhalb 
dreier Monate schriftlich oder zu Protokoll 
der Geschäftsstelle einzulegen. Die Be- 
schwerdefrist beginnt mit der Zustellung der 
Entscheidung an den Beschwerdeführer; 
gegen ihre Versäumung findet keine Wieder- 
einsetzung in den vorigen Stand statt. Bei 
Einlegung der Beschwerde durch eine Be- 
schwerdeschrift muß diese von einem Rechts- 
anwalt oder von einem Kreditinstitut im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes unterzeichnet 
sein. Die Beschwerde kann auf neue Tat- 
sachen und Beweismittel gestützt werden. Im 
übrigen gelten für das Beschwerdeverfahren 
die Vorschriften über das Verfahren vor der 
Kammer für Wertpapierbereinigung sinnge- 
mäß. Eine weitere Beschwerde findet nicht 
statt. 
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§ 32 


§ 34 


Wirkung und Durchführung der gerichtlichen 
Entscheidung 

(1) Wird in der Entscheidung über einen 
nach § 31 Abs. 1 gestellten Antrag festge- 
stellt, daß die in diesem Gesetz geforderten 
Voraussetzungen für die Anerkennung des 
angemeldeten Auslandsbonds vor liegen, so hat 
der Auslandsbevollmächtigtc die in § 27 be- 
zeichneten Maßnahmen zu treffen, sobald die 
Entscheidung rechtskräftig geworden ist. 

(2) Wird in der Entscheidung die in Ab- 
satz 1 bezeichnetc Feststellung nicht getroffen, 
so wird die ablehnende Entscheidung des 
Auslandsbevollmächtigten mit der Rechtskraft 
der gerichtlichen Entscheidung verbindlich. 
§ 21 Abs. 4 und § 37 Abs. 3 bleiben un- 
berührt. 

§ 33 

Anrufung 

eines Gerichts des Begcbungslandcs 

(1) Kann der Anmelder nach dem anzu- 
wendenden ausländischen Recht ein Gericht 
des Begcbungslandcs zur Entscheidung dar- 
über anrufen, ob die in diesem Gesetz gefor- 
derten Voraussetzungen für die Anerkennung 
eines angcmeldetcn Auslandsbonds durch den 
Auslandsbevollmächtigten vorliegen, so ist 
§32 auf die über diese Frage ergehende Ent- 
scheidung anzuwenden, wenn 

1. das Gericht innerhalb der in § 31 Abs. 2 
Satz 1 bezeichnctcn Fristen angcrufcn wor- 
den ist, 

2. das Verfahren gegen den Aussteller als 
Beteiligten gerichtet worden ist, 

3. außer dem Aussteller auch den Treuhän- 
dern und Zahlungsagenten Gelegenheit 
gegeben worden ist, sich zu äußern und 
Beweismittel beizubringen, und 

4. § 24 Abs. 1 über die den Anmelder tref- 
fende Beweislast mindestens sinngemäß an- 
gewendet worden ist. 

(2) Der Auslandsbevollmächtigte ist ermäch- 
tigt und verpflichtet, in dem Verfahren Zu- 
stellungen für den Aussteller entgegenzuneh- 
men, solange dieser keinen Zustellungsbcvoll- 
machtigten im Begebungsland bestellt hat. 

(3) Weder der Auslandsbevollmächtigtc 
noch der Aussteller kann im Falle des Ab- 
satzes 1 der Ausübung der Gerichtsbarkeit des 
Begcbungslandcs widersprechen. 


Vereinbarte Sehiedsge rieht e 

Für ein schiedsrichterliches Verfahren, dem 
der Anmelder und der Aussteller sich unter- 
worfen haben, gilt § 33 sinngemäß. 

§ 35 

Gesetzliche S ch i e d s g e r i ch t c 

(1) Der Anmelder kann die Nachprüfung 
einer ablehnenden Entscheidung des Aus- 
landsbevollmächtigtcn bei einem nach Ab- 
satz 2 errichteten Schiedsgericht beantragen. 

(2) Die Bundesregierung errichtet für die 
einzelnen Begebungsländer Schiedsgerichte zur 
Nachprüfung ablehnender Entscheidungen cicr 
Auslandsbevollmächtigten; von der Errich- 
tung kann abgesehen werden, wenn in einem 
Begebungsland kein Bedürfnis dafür besteht. 
Die Schiedsgerichte werden durch Rechts Ver- 
ordnung errichtet, in der ihre Zuständigkeit 
und ihre Besetzung zu regeln sind; die Rechts- 
verordnung bedarf nicht der Zustimmung des 
Bundesrates. 

(3) Entscheidungen der Schiedsgerichte sind 
innerhalb der in § 31 Abs. 2 Satz 1 bezeich- 
neten Frist schriftlich zu beantragen. Die 
Schiedsgerichte übersenden dem Auslandsbe- 
vollmächtigten, der Prüfstelle, dem Aussteller 
sowie den Treuhändern und Zahlungsagenten 
eine Abschrift des Antrages. Der Anmelder 
soll seinem Antrag die erforderlichen Ab- 
schriften beifügen. Im übrigen bestimmen die 
Schiedsgerichte ihr Verfahren unter sinnge- 
mäßer Anwendung des § 31 nach freiem Er- 
messen, soweit nicht in einer nach Absatz 2 
erlassenen Verordnung etwas anderes be- 
stimmt ist. Ihre Entscheidungen sind unan- 
fechtbar; § 32 ist auf sie anzuwenden. Die 
Entscheidungen sind dem Anmelder durch ein- 
geschriebenen Brief gegen Rückschein oder in 
einer anderen Form, die den Zeitpunkt des 
Eingangs beim Anmelder beweist, mitzuteilen. 
Die in Satz 2 bezcichnetcn Stellen sind von 
den Entscheidungen zu benachrichtigen. 

§ 36 

Maßnahmen bei endgültiger Ablehnung 

(1) Der Auslandsbevollmächtigtc hat, wenn 
seine ablehnende Entscheidung verbindlich ge- 
worden ist, vorbehaltlich des Absatzes 5 die 
Ablehnung auf dem angemcldeten Auslands- 
bond zu vermerken, den Bond durch Lochung 
zu entwerten und ihn sodann zurückzugeben. 
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Ist der Auslandbond bei einer anderen Stelle 
hinterlegt worden, so kann der Auslandsbe- 
vollmächtigte diese Stelle um Vornahme der 
bezeichneten Maßnahmen ersuchen, wenn ihre 
Durchführung sichergestellt ist. Von den ge- 
troffenen Maßnahmen benachrichtigt der Aus- 
landsbevollmächtigte die Prüfstelle, den An- 
melder, den Aussteller sowie die Treuhänder 
und Zahlungsagenten. 

(2) Der Auslandsbevollmächtigte hat nach 
Ablauf von drei Monaten seit dem Eingang 
seiner ablehnenden Entscheidung bei dem 
Anmelder oder, wenn sich der Eingang nicht 
nachweisen läßt, nach Ablauf von sechs Mo- 
naten seit ihrer Absendung den Anmelder auf- 
zufordern, die Einlegung eines in diesem 
Gesetz bezeichneten Rechtsbehelfs nachzuwei- 
sen, es sei denn, daß dem Auslandsbevollmäch- 
tigten die Einlegung eines solchen Rechtsbe- 
helfs bereits bekannt geworden ist. Kommt 
der Anmelder dieser Aufforderung nicht in- 
nerhalb weiterer vier Monate nach und ist 
dem Auslandsbevollmächtigten auch in dieser 
Zeit nicht bekannt geworden, daß der An- 
melder einen Rechtsbchelf eingelegt hat, so 
kann der Auslandsbevollmächtigte seine Ent- 
scheidung als vorbildlich ansehen. Bei der 
Aufforderung, die Einlegung eines Rechts- 
behelfs nachzuweisen, ist der Anmelder auf 
diese Rechtsfolge hinzuweisen. 

(3) Der Anmelder hat dem Auslandsbevoll- 
mächtigten auf Verlangen den Stand des Ver- 
fahrens über einen von ihm eingelegten 
Rechtsbehelf mitzuteden und ihm das Ergeb- 
nis dieses V^-'Vi.rens durch Vorlage von 
Urkunden nachzuweisen. Kommt der Anmel- 
der dem Verlangen des Auslandsbevollmäch- 
tigten nicht innerhalb einer ihm gesetzten an- 
gemessenen Erist nach, so kann der Auslands- 
bevollmächtigte seine Entscheidung als ver- 
bindlich ansehen. Bei der Aufforderung, den 
Stand des Verfahrens mitzuteilen, ist der An- 
melder auf diese Rechtsfolge hinzuweisen. 

(4) Absatz 3 ist nicht anzuwenden, wenn 
der Anmelder die Entscheidung der Kammer 
für Wertpapierbereinigung oder eines gesetz- 
lichen Schiedsgerichtes angerufen hat oder der 
Auslandsbevollmächtigte sonst, insbesondere 
durch Befragen des Ausstellers, in der Lage 
ist, sich ohne Mitwirkung des Anmelders über 
den Stand des Verfahrens zu unterrichten. 

(5) Der Auslandsbevollmächtigte darf die 
in Absatz 1 bezeichneten Maßnahmen nicht 
treffen, wenn der Auslandsbond nach § 21 
Abs. 4 oder § 37 Abs. 3 bei einem anderen 
Auslandsbevollmächtigten oder der Prüfstelle 


erneut angemeldet worden ist. ln diesem Pall 
ist ausschließlich die Stelle, bei der die er- 
neute Anmeldung vorgenommen worden ist, 
für die Maßnahmen nach Absatz 1 zu- 
ständig. 

ABSCHNITT III 
Anmeldung bei der Prüfstelle 

§ 37 

Anmeldung, Anmeldefristen 

(1) Ein Auslandsbond, 

1. dessen Anerkennung mit der Begründung 
beansprucht wird, daß er ein rechtmäßig 
erworbenes Stück (§ 3 Abs. 1 Nr. 2) oder 
ein Rückerstattungsstück (§ 3 Abs. 1 
Nr. 3) sei, oder 

2. für den ein Feststellungsbescheid (§ 4) be- 
ansprucht wird, ist zur Durchführung des 
Prüfungsverfahrens bei der Prüfstelle 
(§11) schriftlich anzumelden. 

(2) Für die Anmeldung gelten die in § 21 
Abs. 1, 2 bezeichneten Fristen. Eine Fristver- 
längerung nach § 21 Abs. 2 gilt nur für An- 
meldungen nach Absatz 1 Nr. 1. 

(3) Ist die Anerkennung eines Auslands- 
bonds, der bei einem Auslandsbevollmächtig- 
ten angemeldet worden war, durch eine nicht 
mehr anfechtbare Entscheidung abgelehnt 
worden, so kann dieser Bond bei der Prüf- 
stelle erneut angemeldet werden, wenn nun- 
mehr die Anerkennung nach Absatz 1 Nr. 1 
beansprucht wird. Diese Anmeldung ist nur 
innerhalb dreier Monate nach dem Zeitpunkt 
zulässig, in dem die Ablehnung verbindlich 
geworden ist. Der Ablauf der in Absatz 2 be- 
zeichneten Fristen schließt die erneute Anmel- 
dung nur aus, wenn die Anerkennung in dem 
früheren Verfahren bereits wegen verspäteter 
Anmeldung abgelehnt worden war. 

§ 38 

Rechtmäßiger Erwerb 

(1) Rechtmäßiger Erwerber eines Auslands- 
bonds, dessen Anerkennung nach § 3 Abs. 1 
Nr. 2 beansprucht wird, ist der Eigentümer 
oder Miteigentümer, wenn er das Eigentum 
oder Miteigentum an dem Bond erworben hat 

1. spätestens am 1. Januar 1945 oder 

2. infolge eines in der Zeit vom 1. fanuar 
1945 bis zum 8. Mai 1945 einschließlich 
an einer Börse oder im Bankverkehr ab- 
geschlossenen Rechtsgeschäfts oder 
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3. infolge von rechtswirksamen Maßnahmen 
der Behörden oder Besatzungsmächtc des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes nach dem 
1. Januar 1945 oder 

4. auf Grund einer ununterbrochenen Reihe 
von bürgcrlich-rcditlichen Rechtserwerben 
nach einer Person, die am 1. Januar 1945 
Eigentümer oder Miteigentümer war oder 
die auf Grund von Nummer 2 oder 3 
Eigentümer oder Miteigentümer geworden 
ist; die Reihe gilt als unterbrochen, wenn 
ein Erwerb auf den Vorschriften über den 
rechtsgeschäftlichen Erwerb von Nichtbe- 
rechtigten beruht. 

(2) Als rechtmäßiger Erwerber eines Aus- 
landsbonds, dessen Anerkennung nach § 3 
Abs. 1 Nr. 2 beansprucht wird, gilt auch der, 
für den oder dessen Rechtsvorgänger der Aus- 
landsbond ununterbrochen mindestens seit dem 
1. Januar 1945 bis zur Anmeldung bei Kre- 
ditinstituten im Geltungsbereich dieses Geset- 
zes verwahrt worden ist. Ist der Auslandsbond 
für mehrere verwahrt worden, so gilt jeder 
von ihnen als rechtmäßiger Erwerber. 

(3) Als rechtmäßiger Erwerber eines Aus- 
landsbonds, für den ein Feststellungsbescheid 
nach § 4 beansprucht wird, gilt, wer zur Zeit 
seines Verlustes Eigentümer im Sinne des Ab- 
satzes 1 war, es sei denn, daß nach ihm ein 
anderer das Eigentum an dem Bond nach Ab- 
satz 1 rechtmäßig erworben hat. Stand der 
Auslandsbond mehreren als gemeinschaftliches 
Eigentum zu, so kann jeder Teilhaber auch 
für die übrigen Teilhaber die Anmeldung vor- 
nehmen. 

§ 39 

Inhalt der 'Anmeldung 

(1) In der Anmeldung sind der Name und 
Vorname (die Firma), die Anschrift sowie der 
Beruf des Anmelders anzugeben. Sind diese 
Angaben bei Anmeldungen durch einen Ver- 
treter nicht oder nur unter besonderen Schwie- 
rigkeiten möglich, so sind die Gründe darzu- 
legcn und andere Tatsachen anzugeben, die 
eine für die Zwecke dieses Gesetzes ausrei- 
chende Feststellung des Anmelders ermög- 
lichen. 

(2) Der angemeldete Auslandsbond ist nach 
seinen Merkmalen, insbesondere der Stück- 
nummer, genau zu bezeichnen; soweit dies bei 
einem Auslandsbond, für den ein Fest- 
stellungsbescheid beansprucht wird, nicht mög- 
lich ist, sind die Gründe anzugeben. Die Tat- 
sachen, die für die Anmeldung erheblich sind, 


sind unter Angabe oder Beifügung der Be- 
weismittel darzulegen. 

(3) Eine Anmeldung, die einzelnen Erfor- 
dernissen der Absätze 1, 2 nicht oder nicht 
vollständig entspricht, ist gleichwohl wirksam, 
wenn sie den Anmelder und den angemeldeten 
Auslandsbond hinreichend erkennen läßt. Die 
Pflicht des Anmelders, die Anmeldung zu er- 
gänzen oder zu berichtigen, bleibt unberührt. 

(4) Die Prüfstelle zeigt die Anmeldung des 
Auslandsbonds unter möglichst genauer An- 
gabe seiner Merkmale, insbesondere der Stück- 
nummer, unverzüglich dem Auslandsbevoll- 
mächtigten, dem Aussteller sowie den Treu- 
händern und Zahlungsagentcn an. Der An- 
melder soll seiner Anmeldung die erforder- 
lichen Abschriften beifügen. 

§ 40 

Vorlage des angemeldeten Auslandsbonds 

(1) Der Auslandsbond ist mit der Anmel- 
dung der Prüfstelle vorzulegen, es sei denn, 
daß der Anmelder nach § 4 einen Feststel- 
lungsbeschcid beansprucht. Die Prüfstelle 
nimmt den Auslandsbond in Verwahrung. 

(2) Der Auslandsbond kann auch bei einem 
anderen Kreditinstitut als der Prüfstelle oder 
bei einer sonstigen geeigneten Stelle hinter- 
legt werden, wenn sichergestellt ist, daß der 
Auslandsbond nur mit Einwilligung der 
Prüfstelle freigegeben und auf ihr Verlangen 
jederzeit ihr oder nach ihrer Bestimmung 
einer anderen Prüfstelle oder einem Aus- 
landsbevollmächtigten herausgegeben wird. 
Der Anmelder hat mit der Anmeldung eine 
Bescheinigung über die Hinterlegung und 
Sicherstellung beizubringen, in welcher der 
Auslandsbond nach seinen Merkmalen, ins- 
besondere der Stücknummer, genau zu be- 
zeichnen ist. 

(3) Wird der Auslandsbond oder die in 
Absatz 2 vorgesehene Bescheinigung nicht 
gleichzeitig mit der Anmeldung vorgelegt, 
so hat die Prüfstelle dem Anmelder eine an- 
gemessene Frist für die Vorlage zu setzen. 
Nach Ablauf der Frist ist die Anmeldung der 
zuständigen Kammer für Wertpapierbereini- 
gung (§ 45) vorzulegen, welche die Anerken- 
nung ablehnt, wenn die Vorlage nicht bis zu 
der Entscheidung nachgeholt worden ist. 

(4) Die Prüfstelle kann im Einzelfall mit 
Zustimmung der Bankaufsichtsbehörde ein 
von den Absätzen 1 bis 3 abweichendes Ver- 
fahren genehmigen, falls davon eine Gefähr- 
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düng der Bereinigung nicht zu besorgen ist. 
Sie kann die Genehmigung von Bedingungen 
oder Auflagen abhängig machen. 

(5) § 23 Abs. 5 ist anzuwenden. 

§ 41 

Beweisführung 

Der Anmelder hat zu beweisen, daß die 
Voraussetzungen für die Anerkennung des 
angemeldeten Auslandsbonds oder für die 
Erteilung eines Feststellungsbescheides ge- 
geben sind. Wenn er einen Feststellungs- 
bescheid beansprucht, hat er glaubhaft zu 
machen, daß und unter welchen Umständen 
der angemeldete Auslandsbond vernichtet 
ist oder aus welchen sonstigen Gründen der 
Bond weder von ihm noch von einem an- 
deren Anmeldeberechtigten im Prüfungsver- 
fahren vorgelegt werden kann. Im übrigen 
gilt § 24 sinngemäß. 

§ 42 

Unzuständigkeit der Prüfstelle 

(1) Ist die Prüfstelle für eine bei ihr ein- 
gegangene Anmeldung nicht zuständig, so 
gibt sie die Anmeldung an die zuständige 
Prüfstelle oder den zuständigen Auslands- 
bevollmächtigten ab. Vor Abgabe an einen 
Auslandsbevollmächtigten ist dem Anmelder 
Gelegenheit zu geben, sich zu der beabsich- 
tigten Maßnahme zu äußern. Die Abgabe an 
den Auslandsbevollmächtigtcn ist unzulässig, 
wenn der Anmelder ihr innerhalb einer ihm 
von der Prüfstelle gesetzten angemessenen 
Frist widerspricht; in diesem Fall legt die 
Prüfstelle die Anmeldung der zuständigen 
Kammer für Wertpapierbereinigung (§ 45) 
vor, welche die Anerkennung vorbehaltlich 
des § 47 Abs. 4 Satz 2 ablehnt und den An- 
melder auf die Möglichkeit einer erneuten 
Anmeldung bei dem zuständigen Auslands- 
bevollmächtigten (§21 Abs. 3) hin weist. 

(2) Die Entscheidung der Prüfstelle über 
die Abgabe ist unanfechtbar. Die Anmelde- 
frist gilt als gewahrt, wenn sie unter Berück- 
sichtigung des § 18 gegenüber der Prüfstelle 
gewahrt war, die sich für unzuständig erklärt 
hat. 

§ 43 

Zurücknahme der Anmeldung 

(1) Der Anmelder kann die Anmeldung 
nur zurücknehmen, solange weder die Prüf- 
stelle den Auslandsbond anerkennt (§ 44) 


noch die Kammer für Wertpapierbereinigung 
über die ihr vorgelegte Anmeldung (§ 45) 
entschieden hat. 

(2) Die Prüfstelle benachrichtigt den Aus- 
landsbevollmächtigten, den Aussteller sowie 
die Treuhänder und Zahlungsagenten von 
der Zurücknahme der Anmeldung und gibt 
den Auslandsbond, wenn er vorgelegt wor- 
den ist, zurück oder veranlaßt seine Freigabe. 
War die Anmeldung bereits der Kammer für 
Wertpapierbereinigung vorgelegt worden, 
so ist ihr die Zurücknahme der Anmeldung 
unverzüglich zuzuleiten. 

§ 44 

Anerkennung durch die Prüfstelle 

(1) Die Prüfstelle kann vorbehaltlich des 
§ 45 einen nach § 37 Abs. 1 Nr. 1 angemel- 
deten Auslandsbond anerkennen, wenn sie 
die Anmeldung nach den in § 3 Abs. 1 Nr. 2, 
3 bezeichneten Voraussetzungen für begrün- 
det hält und der dem Anmelder obliegende 
Beweis durch Öffentliche Urkunden aus dem 
Geltungsbereich dieses Gesetzes oder durch 
Bescheinigungen von Kreditinstituten im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes erbracht ist; 
§ 25 Abs. 1 Nr. 1 des Wertpapierbereini- 
gungsgesetzes und § 3 des Gesetzes zur Än- 
derung und Ergänzung des Wertpapierberei- 
nigungsgesetzes gelten sinngemäß. 

(2) Über die Anerkennung erteilt die Prüf- 
stelle dem Anmelder einen Anerkennungs- 
bescheid, in dem der Auslandsbond nach 
seinen Merkmalen, insbesondere der Stück- 
nummer, genau zu bezeichnen ist. Der Be- 
scheid soll ferner angeben, nach welcher Vor- 
schrift und auf Grund welcher Beweismittel 
die Prüfstelle die Anerkennung für begrün- 
det gehalten hat, sowie den Hinweis enthal- 
ten, daß der Aussteller gegen den Bescheid 
innerhalb eines Monats Einspruch (§ 46) ein- 
legen kann. 

(3) Der Anerkennungsbescheid ist dem 
Aussteller durch eingeschriebenen Brief gegen 
Rückschein mitzuteilen. Der Auslandsbevoll- 
mächtigte sowie die Treuhänder und Zah- 
lungsagenten sind von der Anerkennung zu 
benach richtigen. 

§ 45 

Vorlage an die Kammer für Wertpapier- 
bereinigung 

Die Prüfstelle legt die Anmeldung nach 
Vornahme der erforderlichen Ermittlungen 
mit ihrer Stellungnahme der für den Sitz des 
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Ausstellers zuständigen Kammer für Wert- 
papierbereinigung vor, 

1. wenn sie die Voraussetzungen für eine An- 
erkennung nach § 44 Abs. 1 nicht für ge- 
geben hält oder 

2. wenn sie im Falle des § 44 Abs. 1 nicht 
selbst anerkennt oder 

3. wenn ein Feststellungsbescheid beansprucht 
wird oder 

4. wenn wegen desselben Auslandsbonds 
mehrere Anmeldungen vorliegen oder für 
den angemeldeten Auslandsbond bereits 
ein Feststellungsbescheid erteilt ist oder 

5. wenn die Bankaufsichtsbehörde die Vor- 
lage angeordnet hat oder 

6. wenn die Anmeldung eigene Bestände des 
als Prüfstelle tätigen Kreditinstituts be- 
trifft. 

§ 46 

Einspruch des Ausstellers 

(1) Fiat die Prüfstelle einen Auslandsbond 
anerkannt, so steht dem Aussteller gegen 
diese Entscheidung der Einspruch zu. Der 
Einspruch ist innerhalb eines Monats bei der 
Prüfstelle schriftlich einzulcgen; die Frist 
beginnt mit dem Eingang der Entscheidung 
beim Aussteller. 

(2) Die Prüfstelle legt den Einspruch mit 
den erforderlichen Unterlagen und ihrer Stel- 
lungnahme der Kammer für Wertpapier- 
bereinigung (§ 45) vor. Der Auslandsbevoll- 
mächtigte, der Anmelder sowie die Treu- 
händer und Zahlungsagenten sind durch die 
Prüfstelle von der Einlegung des Einspruchs 
zu benachrichtigen. Der Aussteller soll seiner 
Einspruchsschrift die erforderlichen Abschrif- 
ten beifügen. 

(3) Der Aussteller kann den Einspruch zu- 
rücknehmen, solange über ihn noch nicht ent- 
schieden worden ist; Absatz 2 Satz 2 und 
§ 43 Abs. 2 Satz 2 gelten sinngemäß. 

§ 47 

Verfahren und Entscheidung der Kammer 
für Wertpapierbereinigung 

(1) Die Kammer für Wertpapierbereini- 
gung entsdieidet über die Anmeldungen und 
Einsprüche, die ihr von der Prüfstelle vor- 
gelegt werden. 

(2) Die §§ 41, 42 gelten für das Verfahren 
vor der Kammer für Wertpapierbereinigung 
sinngemäß. 


(3) Nimmt der Anmelder die Anmeldung 
oder der Aussteller den Einspruch zurück, so 
stellt die Kammer für Wertpapierbereini- 
gung das Verfahren ein. 

(4) Wenn die Kammer für Wertpapier- 
bereinigung eine Anmeldung, mit der nach 
§ 37 Abs. 1 Nr. 1 die Anerkennung eines 
Auslandsbonds beansprucht wird, nach den 
in § 3 Abs. 1 Nr. 2, 3 bezeichneten Voraus- 
setzungen für begründet hält, erkennt sie 
den angemeldeten Auslandsbond an. Sie 
kann den angemeldeten Auslandsbond auch 
anerkennen, wenn zwar nicht die in § 3 
Abs. 1 Nr. 2, 3, wohl aber die in § 3 Abs. 1 
Nr. 1 bezeichneten Voraussetzungen für eine 
Anerkennung vorliegen. Der anerkannte 
Auslandsbond ist in der Entscheidung nach 
seinen Merkmalen, insbesondere der Stück- 
nummer, genau zu bezeichnen. 

(5) Wenn die Kammer für Wertpapier- 
bereinigung eine Anmeldung, mit der nach 
§ 37 Abs. 1 Nr. 2 ein Feststellungsbescheid 
beansprucht wird, nach § 4 für begründet 
hält, stellt sie fest, daß der Anmelder als 
rechtmäßiger Erwerber des nach seinen Merk- 
malen, insbesondere der Stücknummer, so 
genau wie möglich zu bezeichnenden Aus- 
landsbonds gilt. 

(6) Wenn die Kammer für Wertpapier- 
bereinigung die Voraussetzungen für eine 
Anerkennung oder einen 1 eststellungsbe- 
schcid nicht für gegeben hält, lehnt sie die 
Anerkennung oder die Erteilung eines Fest- 
stellungsbescheides ab. 

(7) Im Verfahren über den Einspruch des 
Ausstellers hebt die Kammer für Wert- 
papierbereinigung, wenn sie die Anerkennung 
ablehnt (Absatz 6), zugleich den Anerken- 
nungsbescheid der Prüfstelle auf. Ein unbe- 
gründeter Einspruch ist zurückzuweisen. 

(8) Die Entscheidung der Kammer für 
Wertpapierbereinigung ist schriftlich zu be- 
gründen; bei einem Feststellungsbescheid soll 
in der Begründung auch angegeben werden, 
wann und unter welchen Umständen der 
Auslandsbond abhanden gekommen ist und 
wo er sich zur Zeit des Verlustes befunden 
hat. Die Entscheidung ist dem Anmelder 
und dem Aussteller zuzustellen. Der Aus- 
landsbevollmächtigte, die Prüfstelle sowie 
die Treuhänder und Zahlungsagenten sind 
von der Entscheidung zu benachrichtigen. 
Der' Prüfstelle ist ferner die Rechtskraft der 
Entscheidung mitzuteilen. 
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(9) Für die Anfechtung der Entscheidung 
der Kammer für Wertpapierbereinigung gilt 
§ 31 Abs. 6 sinngemäß. 

§ 48 

Durchführung der Entscheidung 

(1) Ist ein Auslandsbond durch eine nicht 
mehr anfechtbare Entscheidung anerkannt 
worden, so veranlaßt die Prüfstelle die Auf- 
nahme des Bonds in die amtliche Liste (§ 12) 
und gibt den Bond zurück oder veranlaßt 
seine Freigabe. 

(2) Ist die Anerkennung rechtskräftig ab- 
gelehnt worden, so trifft die Prüfstelle die in 
§ 36 Abs. 1 bezeichneten Maßnahmen, so- 
bald feststeht, daß der Auslandsbond nicht 
nach § 21 Abs. 3 erneut angemeldet worden 
ist und nicht mehr rechtzeitig auf Grund 
dieser Vorschrift angemeldet werden kann. 

(3) Ist das Verfahren vor der Kammer 
für Wertpapierbereinigung wegen Zurück- 
nahme der Anmeldung rechtskräftig einge- 
stellt worden, so gibt die Prüfstelle den Aus- 
landsbond zurück oder veranlaßt seine Frei- 
gabe. 


ABSCHNITT IV 
Doppelanmeldungen 

§ 49 

(1) Werden für denselben Auslandsbond 
sowohl die Anerkennung als audi die Er- 
teilung eines Feststellungsbescheides bean- 
sprucht, so gilt folgendes: 

1 . Sind beide Anmeldungen bei derselben 
Stelle anhängig, so sollen sie zu gemein- 
samer Entscheidung verbunden werden. 

2. Sind die Anmeldungen bei verschiedenen 
Stellen anhängig, so soll die Anmeldung, 
mit der ein Feststellungsbescheid bean- 
sprucht wird, bis zur rechtskräftigen Ent- 
scheidung über die Anmeldung, mit der 
die Anerkennung beansprucht wird, ausge- 
setzt werden. 

3. Ein Feststellungsbescheid darf nicht mehr 
erteilt werden, wenn der Auslandsbond 
bereits durch eine unanfechtbare Entschei- 
dung anerkannt oder wenn durch eine 
solche Entscheidung nach §§ 31, 33 bis 35 
festgestellt worden ist, daß die Voraus- 
setzungen für die Anerkennung der Bonds 
gegeben sind. 


(2) Wird die Entscheidung über eine An- 
meldung, mit der ein Feststellungsbescheid 
beansprucht wird, nach Absatz 1 Nr. 2 aus- 
gesetzt, so ist der Anmelder an dem Ver- 
fahren auf Anerkennung zu beteiligen, wenn 
er dies beantragt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß, 
wenn mehrere Anmeldungen anhängig sind, 
mit denen Feststellungsbescheide beansprucht 
werden, die sich auf denselben Auslandsbond 
beziehen. Sind Anmeldungen sowohl bei der 
Kammer für Wertpapierbereinigung als auch 
bei dem Rechtsmittelgericht anhängig, so ist 
zunächst über die bei dem Rechtsmittelgericht 
schwebenden Anmeldungen zu entscheiden. 
Wenn durch rechtskräftige Entscheidung be- 
reits ein Feststellungsbescheid erteilt werden 
ist, darf für denselben Auslandsbond kein 
weiterer mehr erteilt werden. 

(4) Unberührt bleiben 

1 . die zwischen mehreren Anmeldern nach 
den Vorschriften des allgemeinen Rechts 
bestehenden Ansprüche sowie 

2. die Befugnis der nach diesem Gesetz zu- 
ständigen Stellen, das Verfahren auszu- 
setzen, bis durch eine rechtskräftige Ent- 
scheidung des sonst zuständigen Gerichts 
festgestellt ist, welchem der Anmelder im 
Verhältnis zueinander der in Anspruch ge- 
nommene Auslandsbond zusteht. 

ABSCHNITT V 

Nicht anerkannte Auslandsbonds, 
Entschädigungsansprüche 

§ 50 

Kraftlosigkeit nicht anerkannter 
Auslandsbonds 

(1) Auslandsbonds, die bis zum Ablauf der 
für sie geltenden Anmeldefristen (§ 21 
Abs. 1 Satz 2, Abs. 2, § 37 Abs. 2) nicht zur 
Anerkennung angemeldet worden sind oder 
deren Anmeldung zurückgenommen und vor 
Ablauf der Anmeldefristen nicht wiederholt 
worden ist, werden zu diesem Zeitpunkt 
kraftlos. 

(2) Auslandsbonds, die innerhalb der be- 
zeichneten Fristen zur Anerkennung ange- 
meldet worden sind, deren Anerkennung je- 
doch endgültig abgelehnt worden ist, werden 
mit der Entwertung nach § 36 Abs. 1, § 48 
Abs. 2 kraftlos. Waren die Auslandsbonds 
nicht nach §§ 23, 40 vorgelegt worden oder 
läßt sich ihre Entwertung aus einem anderen 
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Grunde nicht durch t Uhren, so werden sie zu 
dem Zeitpunkt kraftlos, zu dem der Aus- 
landsbevollmächtigte oder die Prüfstelle nach 
den in Satz 1 bezeichneten Vorschriften zur 
Entwertung befugt wäre, jedoch nicht vor 
Ablauf der für sie geltenden Anmeldefristen 
(Absatz 1 Satz 1). 

(3) § 6 Abs. 1 bleibt unberührt. 

§ 51 

Nachträgliche Anerkennung 

(1) Auslandsbonds, die nach § 50 Abs. 1 
oder nach § 50 Abs. 2 Satz 2 kraftlos ge- 
worden sind, können nach näherer Vorschrift 
des Absatzes 2 nachträglich zur Anerkennung 
angemeldet werden, wenn die Anmelde- 
berechtigten die in den §§ 21, 37 bezeich- 
neten Fristen unverschuldet versäumt haben; 
ein Feststellungsbcscheid kann nicht bean- 
sprucht werden. 

(2) Ein Auslandsbond, dessen Anerken- 
nung nach Absatz 1 beansprucht wird, ist 
bei der Prüfstelle anzumelden. Die Anmel- 
dung ist in jedem Fall der Kammer für 
Wertpapierbereinigung vorzulcgen. Der Aus- 
landsbond darf nur anerkannt werden, 
wenn die Ablehnung der Anerkennung auch 
unter Berücksichtigung der Verhältnisse des 
Ausstellers eine außerordentliche Fiärte 
gegenüber dem Eigentümer des Bonds dar- 
stellen würde; die Möglichkeit, Entschädi- 
gungsansprüche nach § 52 geltend zu machen, 
steht für sich allein der Annahme einer 
außerordentlichen Klärte nicht entgegen. Die 
Anerkennung ist unzulässig, sobald die 
Rechte, die zur Sicherung der Ansprüche aus 
dem Auslandsbond begründet worden sind, 
nach §§ 59 bis 61 freigegeben worden sind. 
Für die Anmeldung und das Prüfungsver- 
fahren sowie die Anerkennung gelten im 
übrigen die bei rechtzeitiger Anmeldung an- 
zuwendenden Vorschriften dieses Gesetzes 
sinngemäß. 

(3) Ist ein nachträglich angemeldeter Aus- 
landsbond rechtskräftig anerkannt worden, 
so gelten die in § 50 Abs. 1, 2 Satz 2 be- 
zeichneten Rechtsfolgen für diesen Auslands- 
bond als nicht eingetreten. 

§ 52 

Entschädigungsansprüche für kraftlos 
gewordene Auslandsbonds 

(1) Dem zur Verfügung berechtigten In- 
haber eines nach § 50 Abs. 1 oder nach § 50 
Abs. 2 Satz 2 kraftlos gewordenen Auslands- 


bonds steht gegen den Aussteller und solche 
Dritte, die als Schuldner für die Ansprüche 
aus Auslandsbonds der betreffenden Art 
unmittelbar haften, ein Entschädigungsan- 
spruch zu, wenn der Bond bei rechtzeitiger 
Anmeldung durch den Inhaber oder seine 
Rechtsvorgänger anerkannt worden wäre und 
die Versäumnis der Anmeldefristen unver- 
schuldet ist oder nicht auf grober Fahrlässig- 
keit beruht. Auf Grund des Entschädigungs- 
anspruchs kann der Berechtigte die Leistun- 
gen verlangen, zu denen der Aussteller und 
die Dritten bei Anerkennung des Auslands- 
bonds verpflichtet wären; jedoch können 
Rechte, die zur Sicherung der Ansprüche aus 
dem Auslandsbond begründet worden sind 
oder für Umtauschstücke begründet werden, 
wegen des Entschädigungsanspruchs nicht in 
Anspruch genommen werden. Der Entschädi- 
gungsanspruch kann nicht geltend gemacht 
werden, soweit die Ansprüche der Inhaber 
anerkannter Auslandsbonds beeinträchtigt 
werden würden. 

(2) Der Entschädigungsanpruch kann nur 
geltend gemacht werden, nachdem rechts- 
kräftig festgestellt worden ist, daß seine 
Voraussetzungen gegeben sind. Für die Fest- 
stellung ist ausschließlich die Kammer für 
Wertpapierbereinigung zuständig, in deren 
Bezirk der Aussteller seinen Sitz hat. Das 
Verfahren findet nur auf Antrag statt; die 
das Verfahren regelnden Vorschriften der 
§§ 37 bis 48 gelten sinngemäß. Soll der An- 
spruch gegen einen Dritten geltend gemacht 
werden, so ist dieser in demselben Umfang 
wie der Aussteller zu beteiligen und zur Ein- 
legung von Rechtsmitteln befugt. 

(3) Die Aussteller und die in Absatz 1 
bezeichneten Dritten sind zu angemessenen 
Rückstellungen für den Fall einer Inanspruch- 
nahme nach Absatz 1 verpflichtet. 


§ 53 


Entschädigungsansprüche aus Feststellungs- 
bescheiden 


(1) Auf Grund eines Feststellungsbescheides 
(§§ 4, 47 Abs. 5) steht dem Anmelder gegen 
den Aussteller und solche Dritte, die als 
Schuldner für die Ansprüche aus Auslands- 
bonds der betreffenden Art unmittelbar 
haften, ein Entschädigungsanspruch zu. Fin- 
den Entschädigungsanspruch gilt § 52 Abs. 1 
Satz 2 und 3. Er kann nur geltend gemacht 
werden, nachdem der Auslandsbond, auf den 
sich der Feststellungsbescheid bezieht, nach 
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§ 50 kraftlos geworden ist oder, wenn in dem 
Bescheid kein bestimmter Auslandsbond be- 
zeichnet ist, die für Auslandsbonds der be- 
treffenden Art geltenden Anmeldefristen 
(§ 21 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2, § 37 Abs. 2) ab- 
gelaufen sind. 

(2) Der Aussteller und die in Absatz 1 
Satz 1 bezeichneten Dritten können ver- 
langen, daß ihre sich aus Absatz 1 ergebenden 
Verpflichtungen um die Beträge gekürzt 
werden, die sie an Inhaber von Auslands- 
bonds zahlen müssen, obwohl für die Bonds 
Feststellungsbescheide erteilt worden sind. Die 
Kürzungen sind zunächst an Entschädigungs- 
ansprüchen aus solchen Feststellungsbescheiden 
vorzunehmen, in denen der in Verlust ge- 
ratene Auslandsbond nur nach seinen allge- 
meinen Merkmalen bezeichnet ist, im übri- 
gen im gleichen Verhältnis. Kürzungen sind 
insoweit unzulässig, als der Aussteller oder 
die Dritten durch die Auswirkungen dieses 
Gesetzes bereichert sind. 

(3) Die Erteilung eines Feststellungs- 
beschcides schließt die spätere Anerkennung 
des ihm zugrunde liegenden Auslandsbonds 
oder die Geltendmachung von Entschädi- 
gungsansprüchen nach § 52 nicht aus. 

(4) Die nähere Regelung der in den Ab- 
sätzen 1, 2 bezeichneten Ansprüche und Be- 
fugnisse bleibt einem besonderen Gesetz Vor- 
behalten. Bevor dieses Gesetz erlassen ist, 
sind der Aussteller und die in Absatz 1 Satz 1 
bezeichneten Dritten zu Leistungen auf Fcst- 
stellungsbescheide nicht verpflichtet. 

§ 54 

Entschädigungsansprüche für Tilgungsstücke 

(1) Den in § 6 Abs. 1 Nr. 2, 3 bezeichneten 
Personen, deren Auslandsbonds als kraftlos 
gelten, stehen gegen den Aussteller und solche 
Dritte, die als Schuldner für die Ansprüche 
aus Auslandsbonds der betreffenden Art un- 
mittelbar haften, Entschädigungsansprüche 
zu, wenn sie nach den sonst anzuwendenden 
Vorschriften dieses Gesetzes die Anerkennung 
der Bonds oder einen Feststellungsbescheid 
hätten beanspruchen können. Dies gilt nicht, 
soweit die Berechtigten den ihnen zustehen- 
den Gegenwert bereits erhalten haben oder 
die Geltendmachung der Auslandsbonds durch 
sie aus einem anderen Grunde ausgeschlossen 
wäre. 

(2) Für die Entschädigungsansprüche gilt 
§ 53 sinngemäß; sie dürfen auch insoweit 
nicht geltend gemacht werden, als dies zu 


einer Beeinträchtigung der Entschädigungs- 
ansprüche nach §§ 52, 53 führen würde, und 
sind insoweit ausgeschlossen, als ihre Berück- 
sichtigung den Aussteller oder die Dritten 
nach § 53 Abs. 2 zu Kürzungen berechtigen 
würde. Zahlungen in ausländischer Wäh- 
rung dürfen auf die Entschädigungsansprüche 
nicht geleistet werden. 

(3) Die nähere Regelung der in den Ab- 
sätzen 1, 2 bezeichneten Entschädigungsan- 
sprüche bleibt dem in § 53 Abs. 4 bezeich- 
neten Gesetz Vorbehalten. § 53 Abs. 4 Satz 2 
gilt sinngemäß. 

ABSCHNITT VI 
Sammelanerkennung 

§ 55 

Antrag auf Sammelanerkennung 

(1) Die Sammelanerkennung (§ 13) ist nur 
zulässig, wenn der Aussteller sie beantragt. 
Der Antrag ist innerhalb dreier Monate nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes schriftlich 
bei dem Bundesminister der Finanzen zu stel- 
len. Nach Ablauf dieser Frist kann der An- 
trag nur gestellt werden, wenn dem Aus- 
steller ein früherer Antrag nicht zugemutet 
werden konnte. Die Verpflichtung des Aus- 
stellers, nach § 11 eine Prüfstelle zu be- 
nennen, bleibt unberührt. 

(2) Der Antrag nach Absatz 1 ist unter 
Beifügung der erforderlichen Unterlagen und 
Beweismittel zu begründen. Dabei ist insbe- 
sondere anzugeben, wo sich die Auslands- 
bonds vermutlich befinden. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen teilt 
dem Auslandsbevollmächtigten und der 
Prüfstelle die Stücknummern der Auslands- 
bonds mit, deren Sammelancrkennung der 
Aussteller nach Absatz 1 beantragt hat. So- 
lange über den Antrag noch nicht entschieden 
worden ist, dürfen Anmeldungen, mit denen 
die Anerkennung dieser Auslandsbonds be- 
ansprucht wird, nicht abgelehnt und Fest- 
stellungsbescheide für sie nicht erteilt werden. 

§56 

Ermittlungen 

(1) Der Bundesminister der Finanzen kann 
zur Vorbereitung der Entscheidung über den 
Antrag auf Sammelanerkennung nach seinem 
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Ermessen Ermittlungen anstellen und dem 
Aussteller die Vorlage von Urkunden oder 
die Beibringung anderer Beweismittel aufer- 
legen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen soll 
durch, öffentliche Bekanntmachungen oder in 
anderer geeigneter Weise auffordern, in Ver- 
lust geratene Auslandsbonds unter möglichst 
genauer Bezeichnung ihrer Merkmale, 
namentlich der Stücknummer, innerhalb 
einer bestimmten Frist schriftlich anzuzeigen. 
Die Aufforderung kann unterbleiben, wenn 
sie untunlich erscheint. 

(3) Bei den Ermittlungen nach Absatz 1 
kann der Bundesminister der Finanzen die 
Rechts- und Amtshilfe der nach diesem Ge- 
setz zuständigen Stellen in demselben Um- 
fang wie ein Auslandsbevollmächtigter bean- 
spruchen und sich der Hilfe der Prüfstelle 
bedienen. Er kann nachgeordnete Bundes- 
behörden mit der selbständigen Vorbereitung 
der Entscheidung beauftragen. 


§ 57 


Entscheidung über die Sammelanerkennung 

(1) Der Bundesminister der Finanzen ent- 
scheidet im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Justiz über den Antrag auf 
Sammelanerkennung nach pflichtmäßigem 
Ermessen. 

(2) Dem Antrag darf nur stattgegeben 
werden, soweit der rechtmäßige Besitzstand 
durch Kriegs- und Nachkriegsereignisse nicht 
wesentlich beeinträchtigt ist. Der Antrag soll 
abgelehnt werden, soweit überwiegende Be- 
lange der deutschen Devisenwirtschaft oder 
erhebliche schutzbedürftige Interessen der In- 
haber von Auslandsbonds oder solcher Per- 
sonen entgegenstehen, die einen Feststel- 
lungsbescheid beanspruchen oder Ansprüche 
nach 5 54 geltend machen könnten. Aus- 
landsbonds, die auf eine Aufforderung nach 
§ 56 Abs. 2 als in Verlust geraten angezeigt 
worden sind, sollen in die Sammelaner- 
kennung nicht einbezogen werden, es sei 
denn, daß die Verlustanzeige offensichtlich 
unbegründet ist oder die Interessen der Be- 
rechtigten’ in anderer Weise gewahrt sind. 

(3) Die Entscheidung, durch die dem Antrag 
auf Sammelanerkennung ganz oder teilweise 
stattgegeben wird, ist dem Aussteller, dem 
Auslandsbevollmächtigten und der Prüfstelle 
sowie den Treuhändern und Zahlungsagenten 
mitzuteilen. Auslandsbonds, die durch die 


Entscheidung anerkannt worden sind, sind in 
die amtliche Liste (§ 12) aufzunehmen. Der 
Bundesminister der Finanzen oder die von 
ihm bestimmte Stelle veranlaßt die Ver- 
öffentlichung. 


S 58 

Durchführungsvorschriften 

Die Bundesregierung kann das in den Fäl- 
len der §§ 55 bis 57 zu beobachtende Ver- 
fahren durch Rechtsverordnung näher re- 
geln; die Rechtsverordnung bedarf nicht der 
Zustimmung des Bundesrates. 


ABSCHNITT VII 
Freigabe von Sicherheiten 

§ 59 

Voraussetzungen der Freigabe 

(1) Kann nach den Bedingungen, die für 
Auslandsbonds einer bestimmten Art gelten, 
bei Zahlung oder Hinterlegung des vom 
Aussteller geschuldeten Betrages oder eines 
Teilbetrages davon die völlige oder teilweise 
Freigabe der Rechte verlangt werden, die zur 
Sicherung der Ansprüche aus den Bonds be- 
gründet worden sind, so sind bei der Berech- 
nung des zu zahlenden oder zu hinterlegen- 
den Betrages nicht zu berücksichtigen 

1. Auslandsbonds, die nach § 50 kraftlos ge- 
worden sind, 

2. Auslandsbonds, die nach § 6 als kraftlos 
gelten. 

(2) Absatz 1 gilt insbesondere für die Lö- 
schung oder Freigabe von Grund- und 
Schiffspfandrechten, die Rückübertragung 
zur Sicherung übereigneter Sachen und die 
Entlassung von Bürgen. Er gilt sinngemäß, 
wenn sich der Aussteller oder ein Dritter 
verpflichtet hat, sein Vermögen oder ein- 
zelne Vermögensgegenstände vor der völ- 
ligen oder teilweisen Tilgung der Auslands- 
bonds nicht oder nur unter bestimmten 
Voraussetzungen zu belasten. 

(3) Die Freigabe oder Aufhebung der in 
den Absätzen 1 und 2 bezeichneten Rechte 
und Verbindlichkeiten kann bei Zahlung 
oder Hinterlegung eines nach Absatz 1 be- 
rechneten Betrages nur verlangt werden, 
wenn die Zahlung oder Hinterlegung im 
übrigen den Bedingungen, die für die Aus- 
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landsbonds gelten, entspricht. Die Freigabe 
oder Aufhebung kann nicht deshalb verwei- 
gert werden, weil der Aussteller oder ein 
Dritter Fristen oder Termine nicht eingehal- 
ten hat, wenn dies ausschließlich eine Folge 
gesetzlicher Vorschriften, des Krieges oder 
anderer von dem Aussteller oder dem Drit- 
ten nicht zu vertretender Umstände war. 

§ 60 

Gerichtliche Geltendmachung des Freigabe- 
verlangens 

(1) Wird einem unter den Voraussetzun- 
gen des § 59 gestellten Freigabeverlangen 
nicht entsprochen, so kann der Aussteller 
bei der für seinen Sitz zuständigen Kammer 
für Wertpapierbereinigung die Freigabe oder 
Aufhebung der in § 59 Abs. 1, 2 bezeich- 
neten Rechte und Verpflichtungen bean- 
tragen. 

(2) Das Gericht hat den Treuhändern und 
Zahlungsagenten sowie etwaigen Dritten, 
deren Belange durch die Freigabe beeinträch- 
tigt werden könnten, eine Abschrift des An- 
trages und seiner Begründung zuzustellen 
und ihnen Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben. Der Aussteller soll seinem Antrag die 
erforderlichen Abschriften beifügen. 

(3) Dem Antrag darf nur insoweit statt- 
gegeben werden, als der Aussteller nachweist, 
daß die Voraussetzungen für das Freigabe- 
verlangen vorliegen. 

(4) Die Entscheidung, durch welche einem 
Antrag nach Absatz 1 ganz oder teilweise 
stattgegeben wird, darf frühestens drei Mo- 
nate nach der Zustellung des Antrages an 
die Treuhänder, Zahlungsagenten und die 
in Absatz 2 bezeichneten Dritten erlassen 
werden, es sei denn, daß sie ausdrücklich auf 
die Einhaltung dieser Frist verzichtet haben, 
ln der Entscheidung sind die freizugebenden 
oder aufzuhebenden Rechte oder Verpflich- 
tungen unter Angabe dessen, der sie bestellt 
oder übernommen hat, im einzelnen zu be- 
zeichnen. 

(5) Die Entscheidung der Kammer für 
Wertpapierbereinigung ist dem Aussteller so- 
wie den Treuhändern, Zahlungsagenten und 
den in Absatz 2 bezeichneten Dritten zu- 
zustellen. 

(6) Gegen die Entscheidung der Kammer 
für Wertpapierbereinigung steht dem Aus- 
steller sowie den Treuhändern, Zahlungs- 
agenten und den in Absatz 2 bezeichneten 


Dritten die sofortige Beschwerde an das nach 
§ 34 des Wertpapierbereinigungsgesetzes zu- 
ständige Oberlandesgericht zu. Die sofortige 
Beschwerde ist bei der Kammer für Wert- 
papierbereinigung innerhalb dreier Monate 
schriftlich oder zu Protokoll der Geschäfts- 
stelle einzulegen. Die Beschwerdefrist be- 
ginnt mit der Zustellung der Entscheidung 
an den Beschwerdeführer; gegen ihre Ver- 
säumung findet keine Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand statt. Bei Einlegung der 
Beschwerde durch eine Beschwerdeschrift 
muß diese von einem Rechtsanwalt unter- 
zeichnet sein. Die Beschwerde kann auf neue 
Tatsachen und Beweismittel gestützt wer- 
den. Im übrigen gelten für das Beschwerde- 
verfahren die Absätze 2 und 3 sinngemäß. 
Eine weitere Beschwerde findet nicht statt. 

§ 61 

Wirkung der Freigabeentscheidung 

Wenn einem Antrag nach § 60 ganz oder 
teilweise stattgegeben worden ist, ersetzt die 
rechtskräftige Entscheidung die Willenserklä- 
rung der Gläubiger, Treuhänder, Zahlungs- 
agenten und anderen Stellen, die sonst für 
die Freigabe oder Aufhebung der in § 59 
bezeichneten Rechte und Verpflichtungen er- 
forderlich ist. 

ABSCHNITT VIII 
Kosten 

S 62 

Verfahrenskosten 

(1) Im Verfahren vor dem Auslandsbevoll- 
mächtigten und der Prüfstelle werden keine 
Kosten erhoben. 

(2) Im Verfahren vor der Kammer für 
Wertpapierbereinigung nach § 31 ist der An- 
melder zur Zahlung von Kosten nur ver- 
pflichtet, wenn der Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung zurückgewiesen oder das Ver- 
fahren wegen Zurücknahme des Antrages 
eingestellt wird. 

(3) Im Verfahren vor der Kammer für 
Wertpapierbereinigung nach § 47 ist der An- 
melder zur Zahlung von Kosten nur ver- 
pflichtet, 

1 . wenn die Anerkennung abgelehnt und da- 
bei festgestellt wird, daß die Anmeldung 
offensichtlich unbegründet war, oder 
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2. wenn die Erteilung eines Feststellungs- 
bescheides abgelehnt wird oder 

3. wenn das Verfahren wegen Zurücknahme 

der Anmeldung eingestellt wird. 

Der Aussteller ist in diesem Verfahren zur 
Zahlung von Kosten nur verpflichtet, wenn 
ein von ihm eingelegter Einspruch zurückge- 
wiesen wird oder wenn das Verfahren wegen 
Zurücknahme des Einspruchs eingestellt wird. 

(4) Absatz 3 Satz 1 gilt sinngemäß für das 
Verfahren vor der Kammer für Wertpapier- 
bereinigung nach § 52 Abs. 2. 

(5) Für eine kostenpflichtige Entscheidung 
der Kammer für Wertpapierbereinigung nach 
den Absätzen 2 bis 4 wird die volle Gebühr 
(§ 26 der Kostenordnung) erhoben. 

(6) Im Verfahren vor der Kammer für 
Wertpapierbereinigung nach § 60 wird vom 
Aussteller die volle Gebühr (§ 26 der Kosten- 
ordnung) erhoben. 

(7) Die Gebühren im Beschwerdeverfahren 
bestimmen sich nach § 123 der Kostenord- 
nung. Jedoch ist in jedem Falle der Wert des 
den Gegenstand de^ Beschwerde bildenden 
Rechts für die Bemessung der Gebühr maß- 
gebend. 

(8) Bei Anmeldungen, mit denen die An- 
erkennung eines Rückerstattungsstückes (§ 3 
Abs. 1 Nr. 3) oder ein Feststellungsbescheid 
für einen bis zum 8. Mai 1945 einschließlich 
entzogenen Auslandsbond beansprucht wird, 
ist der Anmelder in keinem Falle zur Zahlung 
von Kosten verpflichtet. 

(9) Der Geschäftswert bestimmt sich nach 
den Verhältnissen am Stichtag (§ 19), im Ver- 
fahren nach § 60 nach den Verhältnissen zur 
Zeit des Antrages. 

(10) Die Vorschriften über die Pflicht zur 
Leistung von Kostenvorschüssen und zur 
Sicherheitsleistung von Kosten sind nur im 
Verfahren nach § 60 anzuwenden. 

§ 63 

Erstattung von Aufwendungen 

(1) Der Aussteller hat die Kosten für die 
Bekanntmachung nach § 11 Abs. 3 sowie für 
die Veröffentlichung nach § 12 Abs. 2 zu er- 
statten. 

(2) Der Aussteller hat der Prüfstelle die 
Aufwendungen, die ihr durch die Erfüllung 
ihrer Aufgabe entstehen, zu erstatten, so- 
weit sie angemessen sind. 


(3) Der Aussteller hat dem Anmelder auf 
Verlangen die Aufwendungen, insbesondere 
an Bank- und Maklergebühren, zu erstatten, 
die ihm durch die Anmeldung und das 
Prüfungsverfahren einschließlich eines Rechts- 
mittelverfahrens notwendig entstanden sind. 
Die Gebühren eines Rechtsberaters, den der 
Anmelder im Verfahren vor dem Auslands- 
bevollmächtigten oder im Verfahren vor der 
Kammer für Wertpapierbereinigung zuge- 
zogen hat, sind jedoch nur zu erstatten, wenn 
der Auslandsbevollmächtigte oder die Kam- 
mer für Wertpapierbereinigung die Er- 
stattungsfähigkeit festgestellt hat; dies soll 
auf Antrag des Anmelders geschehen, wenn 
die Zuziehung eines Rechtsberaters wegen der 
schwierigen Rechtslage notwendig war. Auf- 
wendungen, die dem Anmelder durch die 
Einlegung eines erfolglos gebliebenen Rechts- 
behelfs oder Rechtsmittels entstanden sind, 
braucht der Aussteller nicht zu erstatten. 

(4) Der Anspruch des Anmelders auf Er- 
stattung von Aufwendungen nach Absatz 3 
ist ausgeschlossen, 

1. wenn der Anmelder die Anmeldung zu- 
rückgenommen hat oder 

2. wenn der Anmelder nach § 62 Abs. 3 zur 
Zahlung von Kosten verpflichtet ist oder 
ohne Berücksichtigung von § 62 Abs. 8 
wäre oder 

3. wenn der Auslandsbevollmächtigte in einer 
verbindlich gewordenen ablehnenden Ent- 
scheidung festgcstcllt hat, daß die Anmel- 
dung offensichtlich unbegründet war, oder 

4. wenn die in Nummer 3 bezeichnete Fest- 
stellung in einer Entscheidung getroffen 
worden ist, mit der ein Rechtsbehelf des 
Anmelders endgültig abgelehnt worden ist. 

(5) Die zuständigen Auslandsbevollmäch- 
tigten können Zahlungen, zu denen der Aus- 
steller nach den Absätzen 3, 4 verpflichtet ist, 
für Rechnung des Ausstellers leisten und von 
dem Aussteller zu diesem Zweck angemessene 
Vorschüsse fordern. Der Aussteller kann die 
von dem Auslandsbevollmächtigten ge- 
leisteten Zahlungen nicht beanstanden, falls 
er sich allgemein mit ihrer Höhe einver- 
standen erklärt hat oder wenn sie Richtsätzen 
entsprechen, die durch eine nach § 65 erlassene 
Verordnung festgesetzt worden sind. 

(6) Der Aussteller ist verpflichtet, den 
Treuhändern und Zahlungsagenten auf Ver- 
langen alle Aufwendungen zu erstatten, die 
ihnen durch ein in diesem Gesetz geregeltes 
Verfahren notwendig entstanden sind. 
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(7) Die Aufwendungen sind in der Wäh- 
rung zu erstatten, in der sie entstanden sind. 

§ 64 

Verwaltungsabgabe 

(1) Die Aussteller haben als Beitrag zu den 
Kosten, die durch die Durchführung dieses 
Gesetzes entstehen, eine Verwaltungsabgabe 
zu zahlen. Die Höhe der Abgabe wird von 
der Bundesregierung durch Rechtsverord- 
nung festgesetzt. Sie ist nach dem Nenn- 
betrag der ausgestellten Auslandsbonds zu be- 
messen; Stücke, die beim Inkrafttreten dieses 
Gesetzes getilgt waren oder die nach § 6 als 
kraftlos gelten, sind bei der Bemessung ab- 
zuziehen. 

(2) Die Verwaltungsabgabe wird vom 
Bundesminister der Finanzen oder der von 
ihm bezeichneten Stelle erhoben. Sie ist an 
die Bundeshauptkasse zu zahlen. Ein Drittel 
der von jedem Aussteller gezahlten Abgabe 
ist an das Land abzuführen, in dem der Aus- 
steller seinen Sitz hat. 

(3) Die Verwaltungsabgabe wird nach den 
Vorschriften der Reichsabgabenordnung und 
ihrer Durchführungsbestimmungen beige- 
trieben. 

§ 65 

Durchführungsvorschriften 

Die Bundesregierung kann mit Zustim- 
mung des Bundesrates durch Rechtsverord- 
nung Vorschriften zur Durchführung der 
§§ 6 3, 64 erlassen, insbesondere Richtsätze 
für die vom Aussteller zu erstattenden Auf- 
wendungen festsetzen und die Durchführung 
der vom Aussteller zu leistenden Zahlungen 
sowie die Erhebung der Verwaltungsabgabe 
im einzelnen regeln. 

ABSCHNITT IX 
Ergänzende Vorschriften 

§ 66 

Bindende Wirkung der Entscheidungen 

Die nach diesem Gesetz ergangenen, einer 
Anfechtung nicht mehr unterliegenden Ent- 
scheidungen über die Anerkennung eines Aus- 
landsbonds und die Feststellung des recht- 
mäßigen Erwerbs an einem Auslandsbond 
binden Gerichte und Verwaltungsbehörden, 


soweit sich aus diesem Gesetz nicht etwas 
anderes ergibt. 

§ 67 

Ausschließliche Zuständigkeit 

Die in diesem Gesetz begründeten Zu- 
ständigkeiten sind ausschließlich. 

§ 68 

Pfandrechte und andere Rechte Dritter an 
Auslandsbonds 

(1) Pfandgläubiger und andere dinglich Be- 
rechtigte können einen Auslandsbond für den 
rechtmäßigen Erwerber (§ 38) anmelden oder 
sich neben dem Anmelder an dem Prüfungs- 
verfahren beteiligen und selbständig Rechts- 
mittel einlegen. 

(2) Pfandrechte und andere Rechte Dritter 
an Auslandsbonds setzen sich an den Ent- 
schädigungsansprüchen nach §§ 52 bis 54 
fort. 

§ 69 

Sinngemäß anzuwendende Vorschriften 

(1) Soweit in diesem Gesetz nicht etwas 
anderes bestimmt ist, sind auf das Verfahren 
vor den Gerichten die Vorschriften des Ge- 
setzes über die Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit sinngemäß anzu- 
wenden. 

(2) Ferner gelten sinngemäß folgende Vor- 
schriften des Wcrtpapierbercinigungsgesetzes: 

1. § 53 Abs. 1, 2 über das Recht auf Aus- 
kunft. Ist ein Auslandsbond, dessen Be- 
sitz der frühere Besitzer gegen seinen 
Willen verloren hat, anerkannt worden, 
so kann der frühere Besitzer von dem Aus- 
steller Auskunft darüber verlangen, für 
wen und von welcher Stelle der Bond an- 
erkannt worden ist; § 53 Abs. 4 des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes gilt sinngemäß. 
Die Ansprüche nach Satz 2 verjähren in 
einem Jahre seit der Veröffentlichung des 
anerkannten Auslandsbonds in der amt- 
lichen Liste (§ 12); 

2. §§ 54 bis 58 über die Überwachung der den 
Ausstellern und Prüfstellen obliegenden 
Pflichten durch die Bankaufsichtsbehörden 
und deren Befugnisse im Prüfungsverfahren, 
§ 59 Abs. 7 über die im Verfahren nach 
§ 57 des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
zu erhebenden Gebühren sowie § 34 
Abs. 1, 2, 5 für die sofortige Beschwerde 
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gegen eine nach § 57 des Wertpapierberei- 
nigungsgesetzes ergangene Entscheidung. 
Die Fristen für die Einlegung von Rechts- 
mitteln durch die Bankaufsichtsbehörden 
(§ 54 Abs. 3 des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes) beginnen mit der Zustellung der 
Entscheidung an den Aussteller, falls sich 
die Bankaufsichtsbehörde nicht schon vor 
Erlaß der Entscheidung an dem Verfahren 
beteiligt hatte. 

§ 70 

Zustellungen 

(1) Zustellungen, die nach diesem Gesetz 
oder den auf Grund dieses Gesetzes ergehen- 
den Vorschriften auszuführen sind, können 
dadurch bewirkt werden, daß das zuzu- 
stellende Schriftstück dem Empfänger gegen 
eine mit Datum und Unterschrift versehene, 
auf eine Durchschrift des Schriftstückes zu 
setzende Empfangsbescheinigung ausgehän- 
digt wird. Dasselbe gilt für Mitteilungen 
durch eingeschriebenen Brief gegen Rück- 
schein. 

(2) Zustellungen im Ausland können durch 
eingeschriebenen Brief gegen Rückschein be- 
wirkt werden, falls der Staat, in dem die Zu- 
stellung auszuführen ist, damit einver- 
standen ist. 

§ 71 

Entscheidungsbefugnis des Vorsitzenden der 
Kammer für Wertpapierbereinigung 

(1) Der Vorsitzende der Kammer für 
Wertpapierbereinigung kann ohne Zuziehung 
von Beisitzern 

1 . Entscheidungen und andere Anordnungen 
nach § 31 Abs. 4 Satz 4, § 47 Abs. 3, § 49 
Abs. 1 Nr. 1, 2 und § 70 treffen, 

2. die Erhebung von Beweisen anordnen und 

3. einen nach § 40 vorgelegten Auslandsbond 
anerkennen. 

(2) Ob nach Absatz 1 von der Zuziehung 
der Beisitzer abgesehen werden soll, ent- 
scheidet der Vorsitzende nach pflichtmäßigem 
Ermessen. 

§ 72 

Mehrheit von Ausstellern 

(1) Sind Auslandsbonds von mehreren 
Ausstellern ausgestellt worden, so haben die 
Aussteller die Prüfstelle (§11) gemeinsam zu 
benennen. Haben die Aussteller ihren Sitz in 
verschiedenen Ländern, so können sie als 


Prüfstelle ein Kreditinstitut eines der Länder 
benennen, in dem ein Aussteller seinen Sitz 
hat. Sind die Auslandsbonds zwar von meh- 
reren Ausstellern ausgestellt, jedoch von 
einem Bevollmächtigten mit Sitz im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes für alle Aussteller 
unterzeichnet worden, so ist als Prüfstelle ein 
Kreditinstitut des Landes zu benennen, in 
dem dieser Bevollmächtigte seinen Sitz hat. 

(2) Können sich die Aussteller über die Be- 
nennung der Prüfstelle nicht einigen, so wird 
die Prüfstelle von den beteiligten Bankauf- 
sichtsbehörden bestimmt. 

(3) In den Fällen der Absätze 1, 2 richten 
sich die Zuständigkeiten, die nach diesem 
Gesetz vom Sitz des Ausstellers abhängen, 
nach dem Sitz der Prüfstelle, im Falle des Ab- 
satzes 1 Satz 3 nach dem Sitz des Bevoll- 
mächtigten. Die Aufgaben der Bankaufsichts- 
behörde sind von der für den Sitz der Prüf- 
stelle zuständigen Bankaufsichtsbehörde im 
Einvernehmen mit den sonst beteiligten 
Bankaufsichtsbehörden w r ahrzunehmen. 

§ 73 

Auslandsbonds des ehemaligen Landes 
Preußen 

Als Aussteller der vom ehemaligen Lande 
Preußen ausgestellten Auslandsbonds gilt für 
die Zwecke dieses Gesetzes die Bundesrepublik 
Deutschland, solange nicht etwas anderes be- 
stimmt ist. 

§ 74 

Bundesschuldenverwaltung 

Die Prüfstelle für Auslandsbonds, die vom 
Deutschen Reich oder dem ehemaligen Lande 
Preußen ausgestellt worden sind, ist die Bun- 
desschuldenverwaltung; die Befugnisse der 
Bankaufsichtsbehörde werden vom Bundes- 
minister der Finanzen wahrgenommen. Die 
Zuständigkeit der Kammer für Werpapier- 
bereinigung bestimmt sich nach dem Sitz der 
Bundesschuldenverwaltung. 

§ 75 

Ein- und Ausfuhrvorschriften 

In- und ausländische Vorschriften, nach 
denen Zahlungen oder die Einfuhr, Ausfuhr, 
Übertragung und Einlösung von Wertpapie- 
ren untersagt oder nur mit Genehmigung 
oder unter besonderen Bedingungen zulässig 
sind, bleiben unberührt. 
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§ 76 

Durchführungsvorschriften 

(1) Die Bundesregierung kann mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch Rechtsver- 
ordnung das in diesem Gesetz geregelte Ver- 
fahren den Vorschriften, Gewohnheiten und 
Gebräuchen anpassen, die für Auslandsbonds 
einer bestimmten Art oder in dem Bege- 
bungsland oder in dem Staat gelten, in dem 
der Anmelder seinen Wohnsitz, Sitz, ge- 
wöhnlichen Aufenthalt oder seine Nieder- 
lassung hat. 

(2) Durch Vorschriften nach Absatz 1 
dürfen weder die Voraussetzungen für die 
Anerkennung eines Auslandsbonds oder die 
Erteilung eines Feststellungsbescheides ge- 
ändert noch die von den Beteiligten nach 
diesem Gesetz zu ergreifenden Maßnahmen 
erschwert oder nach diesem Gesetz gegebene 
Rechtsbehelfe ausgeschlossen oder einge- 
schränkt werden. 

5 77 

Amt für Wertpapierbereinigung 

Das Amt für Wertpapierbereinigung hat 
die ihm übertragenen Aufgaben auch bei der 
Durchführung dieses Gesetzes wahrzu- 
nehmen. 

5 78 

Mitwirkung des Begebungslandes 

(1) Verordnungen nach 5 5 Abs. 3, 4, § 8 
Abs. 1 Satz 3, §9 Abs. 1, 4 und 5, § 21 

Abs. 2, § 23 Abs. 5, § 24 Abs. 4, § 35 Abs. 2 
sollen nur erlassen werden, nachdem das be- 


teiligte Begebungsland sich mit der beabsich- 
tigten Regelung einverstanden erklärt hat. 
Weitergehende Verpflichtungen aus einem 
Abkommen mit dem Begebungsland über 
den Erlaß und Inhalt der Verordnungen blei- 
ben unberührt. 

(2) Für Maßnahmen, die nach diesem Ge- 
setz der Mitwirkung des Begebungslandes 
bedürfen, genügt die Mitwirkung von Ver- 
einigungen des Begebungslandes, welche die 
Interessen der Gläubiger von deutschen Aus- 
landsbonds wahrnehmen, wenn die Regie- 
rung des als Begebungsland geltenden Staa- 
tes zustimmt. Die Zustimmung kann als er- 
teilt angesehen werden, wenn die Regierung 
innerhalb dreier Monate nach Mitteilung der 
beabsichtigten Maßnahmen nicht wider- 
spricht. 

ABSCHNITT X 
Schlußvorschriften 

§ 79 

Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt auch in Berlin (West), 
wenn das Land Berlin nach Artikel 87 Abs. 2 
seiner Verfassung die Anwendung des Ge- 
setzes beschließt. 

S 80 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit dem 

in Kraft. 
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Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 4. Juli 1952 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 18. Juni 1952 — 6 — 55202/1 
— 1477/52 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 88. Sitzung am 4. Juli gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grund- 
gesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes zur Bereinigung 
von deutschen Schuldverschreibungen, die 
auf ausländische Währung lauten 
(Bereinigungsgesetz für deutsche Auslandsbonds — AuslWBG — ) 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen. In Übereinstimmung mit der Bundesregierung ist der 
Bundesrat der Auffassung, daß es sich um ein Zustimmungsgesetz 
handelt. 

Kopf 
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BUNDESRAT 


Anlage 


Änderungsvorschläge 

zum Entwurf eines Gesetzes zur Bereinigung von deutschen Schuldverschreibungen, die auf 

ausländische Währung lauten 

(Bereinigungsgesetz für deutsche Auslandsbonds — AuslBWG — ) 


l.Im § 3 Abs. 2 Satz 1 ist das Wort „da- 
mals“ durch die Worte „am 1. Januar 
1945“ zu ersetzen. 

Begründung: 

Die Änderung dient der Klarstellung. 
Aus der jetzigen Fassung geht nicht ein- 
deutig hervor, welches der drei im § 3 
Abs. 2 Satz 1 genannten Daten mit dem 
Wort „damals“ bezeichnet werden soll. 

2. Im § 9 Abs. 2 Satz 2 ist der Halbsatz 2 
wie folgt zu fassen: 

„sie dürfen nur abberufen werden, 
nachdem das Begebungsland zuge- 
stimmt hat“. 

Begründung: 

Es erscheint zweckmäßig, die Fassung von 
§ 9 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 der auch 
sonst im Entwurf gebrauchten Formu- 
lierung anzupassen. 

3.1m § 11 Abs. 1 Satz 1 sind hinter dem 
Wort „Bankaufsichtsbehörde“ die Worte 
einzufügen in deren Bezirken sie ihren 
Sitz haben,“. 

Begründung: 

Es erscheint zweckmäßig, daß wenigstens 
an einer Stelle des Gesetzes die Zustän- 


digkeit der Bankaufsichtsbehörde in ört- 
licher Hinsicht entsprechend § 4 WBG 
ausdrücklich festgelegt wird. 

4. § 21 Abs. 1 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Die Anmeldung kann innerhalb wei- 
terer zwei Jahre nach Ablauf der in 
Satz 1 bezeichneten Frist vorgenom- 
men werden, wenn der Anmelder 
glaubhaft macht, daß eine frühere An- 
meldung ohne eigene grobe Fahrläs- 
sigkeit unterblieben ist.“ 

Begründung: 

Die neue Fassung ist der Formulierung 
von § 32 Abs, 2 WBG angepaßt. Die 
Worte „unverschuldet oder“ waren als 
überflüssig zu streichen. Die Einfügung 
des Wortes „eigene“ soll darauf hinwei- 
sen, daß das Verschulden von beauftrag- 
ten Banken dem Anmelder nicht zu- 
zurechnen ist. 

5. § 31 Abs. 1 ist durch folgenden Satz 2 zu 
ergänzen: 

„Geht der Antrag bei einer örtlich 
unzuständigen Kammer ein, so gibt 
sie ihn an die örtlich zuständige Kam- 
mer für Wertpapierbereinigung ab. 
Die Entscheidung über die Abgabe 
ist unanfechtbar. Die Frist für den 
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Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
gilt durch den Eingang bei der örtlich 
unzuständigen Kammer als gewahrt.“ 

Begründung: 

Bereits im Verfahren nach dem WBG 
hat sich die Unmöglichkeit der Abgabe 
an die zuständige Kammer mit der Wir- 
kung, daß durch den Eingang bei der 
unzuständigen Kammer die Frist auch 
gegenüber der zuständigen Kammer ge- 
wahrt ist, als Nachteil herausgestellt. Die- 
ser Nachetil dürfte hier, wo es sich um 
wesentlich unübersichtlichere Zuständig- 
keitsregelungen handelt, noch schwerer 
ins Gewicht fallen. Die vorgeschlagene 
Änderung dürfte außerdem den Zeit- 
druck für die unzuständige Kammer ver- 
mindern, unter dem sie vielfach bei dem 
Versuch stehen wird, den Anmelder noch 
rechtzeitig auf ihre Unzuständigkeit hin- 
zuweisen, um dadurch einen fristgerech- 
ten Antrag bei der zuständigen Kammer 
zu ermöglichen. 

6. Im § 38 Abs. 3 Satz 2 ist das Wort „Teil- 
haber“ zu ersetzen durch das Wort „Mit- 
eigentümer“. 

Begründung: 

Anpassung an die übliche Ausdrucksweise. 

7. Im § 51 Abs. 1 ist das Wort „unverschul- 
det“ durch die Worte „ohne eigenes Ver- 
schulden“ zu ersetzen. 

Begründung: 

Siehe Begründung unter Nr. 4. 

8. Im % 52 Abs. 1 Satz 1 sind die Worte 
„unverschuldet ist oder“ zu streichen und 
im Anschluß daran zwischen die Worte 
„auf“ und „grober“ das Wort „eigener“ 
einzufügen, so daß der letzte Satzteil wie 

folgt lautet und die Versäumung 

der Anmeldefrist nicht auf eigener gro- 
ber Fahrlässigkeit beruht“. 

Begründung: 

Siehe Begründung unter Nr. 4. 

9. Im § 64 Abs. 1 Satz 1 ist vor dem Wort 
„Verwaltungsabgabe“ das Wort „ange- 
messene“ einzufügen. 


Begründung: 

Es erscheint zweckmäßig, Vorsorge zu 
treffen, daß die Verwaltungsabgabe nicht 
zu gering bemessen wird. 

10. Im § 64 Abs. 1 Satz 2 sind nach dem 
Wort „Rechtsverordnung“ die Worte 
„mit Zustimmung des Bundesrates“ ein- 
zusetzen. 

Begründung: 

Aus § 64 Abs. 1 Satz 2 und 5 65 in der 
Fassung der Regierungsvorlage geht nicht 
eindeutig hervor, daß auch die Fest- 
setzung der Höhe der Abgabe durch 
Rechtsverordnung der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf. Insbesondere mit 
Rücksicht auf § 64 Abs. 2 Satz 3 ist es 
jedoch angebracht, daß der Bundesrat 
auch bei der Festsetzung der Hohe der 
Abgabe mitwirkt. Die Länder haben ein 
berechtigtes Interesse daran, daß der 
ihnen zufließende Teil der Abgaben in 
einem angemessenen Verhältnis zu den 
Aufwendungen steht, die die Landes- 
justizverwaltungen bei der Durchfüh- 
rung des Gesetzes zu machen haben. 

11. Im § 67 ist folgender Abs. 2 anzufügen: 

„(2) Unter Kammern für Wert- 
papierbereinigung im Sinne dieses 
Gesetzes sind die nach § 29 des Ge- 
setzes zur Bereinigung des Wert- 
papierwesens vom 19. August 1949 
(WiGBl. S. 295) gebildeten Kammern 
für Wertpapierbereinigung zu ver- 
stehen. Die Landesjustizverwaltung 
kann jedoch für die Bezirke mehrerer 
Kammern für Wertpapierbereinigung 
einer von ihnen die Aufgaben und 
Entscheidungsbefugnisse auf Grund 
dieses Gesetzes übertragen.“ 

Begründung: 

In den Ländern mit mehreren KWB be- 
steht schon deshalb, weil sich die allge- 
meine Bereinigungsarbeit kleinerer Kam- 
mern ihrem Ende nähert, ein Bedürfnis, 
die Angelegenheiten nach dem Auslands- 
bondsgesetz von Anfang an bei einer oder 
einigen KWB zusammenzufassen. Dies 
erscheint insbesondere auch im Hinblick 
auf die Schwierigkeit der Materie, die zu 
eingehender Befassung mit einer Vielzahl 
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von Rechtsfragen — teils auch auf dem 
Gebiete ausländischen Rechtes — zwingen 
wird, zweckmäßig. Die durch eine 
größere Anzahl von Anmeldungen zu ge- 
winnenden Erfahrungen sollten durch 
eine derartige Zusammenfassung nutzbar 
gemacht werden. Zudem dürften die ent- 
sprechenden literarischen Hilfsmittel 
nicht bei allen Kammern vorhanden sein. 


12. Die §§ 73 und 74 sind zu einem Para- 
graphen mit folgender Überschrift zu- 
sammenzufassen: 

„Auslandsbonds des Deutschen Reiches 
und des ehemaligen Landes Preußen.“ 

Begründung: 

Die Vorschriften gehören zusammen. Die 
Überschrift des § 74 der Regierungsvor- 


lage („Bundcsschuldenverwaltung“) deckt 
den Inhalt von § 74 nur unvollkommen. 

13. § 77 ist zu streichen. 

Begründung: 

Die Vorschrift ist überflüssig. 

14. § 79 ist wie folgt zu fassen: 

„Dieses Gesetz gilt nach §§13 und 
14 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des 
Bundes (Drittes Überleitungsgesetz) 
vom 4. Januar 1952 (BGBl. I S. 1) in 
Berlin (West).“ 

Begründung: 

Die vorgeschlagene Neufassung trägt den 
Bestimmungen des Dritten Überleitungs- 
gesetzes Rechnung. 
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Anlage 3 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates zum Entwurf 
eines Gesetzes über die Bereinigung von deutschen Schuldverschreibungen, die auf aus- 
ländische Währung lauten 

(Bereinigungsgesetz für deutsche Auslandsbonds — AuslWBG — ) 


Den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
wird mit folgenden Einschränkungen zuge- 
stimmt: 

Zu Nr. 5: 

Die vom Bundesrat vorgesehene Ergänzung 
von § 31 Abs. 1 ist nicht diesem Absatz an- 
zufügen, sondern in Absatz 2 hinter Satz 1 
einzufügen. Im bisherigen Satz 2 (nach der 
Einfügung: Satz 4) von Absatz 2 muß es 
dann heißen: „Kür den Inhalt des Antrages“ 
statt „Kür seinen Inhalt“. 

Bcgr ü n d u n g : 

Absatz 1 sagt nichts darüber aus, bei welcher 
Stelle der Antrag auf gerichtliche Ent- 
scheidung zu stellen ist. Dies wird erst in 
Absatz 2 Satz 1 bestimmt, so daß das Ver- 
fahren, das beim Eingang bei einer unzu- 
ständigen Kammer zu befolgen ist, zweck- 
mäßiger an dieser Stelle geregelt wird. 

Zu Nr. 1 1: 

Hinter den § 70 ist folgender Paragraph ein- 
zufügen: 

4 71 

Kammern für Wertpapierbercinigung 

(1) Unter Kammern für Wertpapier- 
bereinigung im Sinne dieses Gesetzes sind 


die nach § 29 des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes gebildeten Kammern für Wert- 
papierbereinigung zu verstehen. 

(2) Die Landesjustizverwaltung kann 
für die Bezirke mehrerer Kammern für 
Wertpapierbercinigung einer von ihnen 
die Aufgaben und Entscheidungsbefugnisse 
aul Grund dieses Gesetzes übertragen.“ 

B e g r ü n d u n g : 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene An- 
fügung dieser Vorschrift an § 67 erscheint 
nicht zweckmäßig, weil die neue Vorschrift 
mit der in § 67 behandelten ausschließlichen 
Zuständigkeit nur in losem Zusammenhang 
steht. Es erscheint richtiger, die neue Vor- 
schrift unmittelbar dem bisherigen § 71 vor- 
anzustellen, der sich mit der Entscheidungs- 
befugnis des Vorsitzenden der Kammer für 
Wertpapierbercinigung befaßt. — Die An- 
führung des „Gesetzes zur Bereinigung des 
Wertpapierwesens vom 19. August 1949 
(WiGBl. S. 295)“ ist im Gesetzentwurf ver- 
mieden worden, weil das vorliegende Gesetz 
auch im Land Berlin gelten soll, in dem das 
Gesetz zur Bereinigung des Wcrtpapier- 
wesens vom 26. September 1949 (Verord- 
nungsblatt für Groß-Berlin 1949 1 S. 346 ff.) 
in Kraft ist. 
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